
Der gesetzliche Mindestlohn in 
Deutschland soll zum 1. Oktober 
auf zwölf Euro pro Stunde steigen. 
Arbeitsminister Hubertus Heil will 
damit ein Kernversprechen von 
Kanzler Olaf Scholz einlösen: mehr 
Leistungsgerechtigkeit und Respekt 
für diejnigen, die viel arbeiten, aber 
dafür zu wenig Lohn erhalten! Und 
dies oft nicht für einige Jahre, son-
dern über Jahrzehnte hinweg. 

Für 6,2 Millionen Beschäftigte 
bedeutet die geplante Anhebung 
eine deutliche Verbesserung ihrer 
Lebenssituation, nicht allein im Hier 

und Jetzt, sondern perspektivisch 
auch für ihre Alterbezüge. Denn 
derzeit liegt die Lohnuntergrenze 
bei nur 9,82 Euro die Stunde. 

Als Verband weisen wir seit Lan-
gem darauf hin, dass der aktuelle 
Mindestlohn viel zu gering ist, um 
der wachsenden Armut in unserem 
wohlhabenden Land entgegen-
zuwirken. Angesichts der eklatant 
gestiegenen Energiekosten und 
Lebensmittelpreise bleibt deshalb 
zu fragen, warum die Erhöhung 
erst zum 1. Oktober kommt? Für 
die Beschäftigten, die auf mehr 

Lohngerechtigkeit hoffen, zählt je-
der Tag! Trotz des begrüßenswerten 
Vorstoßes ist leider auch nicht weg-
zudiskutieren: Zwölf Euro sind zwar 
eine Verbesserung beziehungswei-
se weitaus weniger schlecht. Noch 
sachgerechter unter dem Aspekt der 
Armutsvermeidung und im Hinblick 
auf abgeleitete Leistungen wie die 
gesetzliche Rente, das Arbeitslosen- 
oder das Kurzarbeitergeld wäre je-
doch die von uns geforderte Lohn-
untergrenze von 13 Euro. 

� Adolf Bauer
� SoVD-Präsident
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Knapp 40 Prozent des Pflegepersonals möchten laut Studien aus dem Beruf aussteigen

„Belastung unerträglich geworden“
40 Prozent der Pflegekräfte er-

wägen, ihren Beruf aufzugeben. 
Das ist das Ergebnis mehrerer 
Studien im gesamten Pflegebe-
reich. Der Belastungszustand ist 
demnach für viele unerträglich 
geworden. Laut deutschlandwei-
ter Umfrage der Alice Salomon 
Hochschule Berlin (ASH) gibt da-
bei vor allem das Verhältnis von 
Aufwand und Belohnung in Form 
von Anerkennung, Arbeitsplatzsi-
cherheit und Bezahlung den Aus-
schlag für den Ausstieg aus dem 
einstigen Wunschjob. 

Zahllose Überstunden und 
Mehrschichten in knapper Beset-
zung, hohes Infektionsrisiko – die 
Corona-Krise hat die Belastungs-
situation in allen Pflegeberei-
chen auf die Spitze getrieben. 

In der Pandemie hätten die Pfle-
genden den Kollaps verhindert. 
Trotzdem sei es weder der Politik 
noch den Arbeitgeber*innen ge-
lungen, dem Bedürfnis des Per-
sonals nach mehr Anerkennung 
und angemessener Bezahlung zu 
entsprechen, lautet das Fazit der 
ASH-Studie, in der online 2.700 

pflegende Personen aus den 
Bereichen Klinik, Langzeitpflege 
und ambulante Pflege befragt 
wurden. 

Pflegekräfte müssen demnach 
weiterhin einen sehr hohen Auf-
wand leisten, um eine moderate 
Belohnung zu bekommen – das 
Missverhältnis sei offenkundig. 
Nun sei es dringend notwendig, 
Belohnungsanreize zu setzen und 
die Jobbelastungen nachhaltig zu 
reduzieren. Sonst drohe der Kol-
laps des Gesundheitssystems. 

Auch einer weiteren aktuellen 

Studie nach wollen 40 Prozent 
des Pflegepersonals ihren Beruf 
aufgeben. In der mit dem Alten-
pflege-Fachverlag Vincentz Net-
work initiierten Untersuchung 
wurden 686 Beschäftigte in der 
stationären Altenpflege befragt. 

90 Prozent der Befragten for-
derten demnach mehr Personal, 
73 Prozent meinten, der Personal-
mangel in der Pflege habe sich in 
der Corona-Pandemie weiter ver-
schärft. 68 Prozent stellten fest, 
es werde immer schwerer, eine 

Hoher Einsatz und kaum Belohnung in Form von Anerkennung, Arbeitssicherheit und Bezahlung: Viele Pflegekräfte sind am Ende ihrer Kräfte.
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gute Pflege zu gewährleisten. 96 
Prozent glaubten demnach nicht, 
dass die Politik die Lage verstan-
den habe und bemüht sei, sie zu 
verbessern.

Auch die Deutsche Kranken-
hausgesellschaft (DKG) forderte 
fast zeitgleich kurzfristige Reak-
tionen von der Bundesregierung. 
Viele Kliniken seien am Limit. 
Die Rede war von ausgebrann-
tem Personal, wirtschaftlichen 
Sorgen und zu viel Bürokratie. 
Es gelte, die Kliniken mit grund-
legenden Reformen finanziell zu 
sichern und die Arbeitsbelastung 
der Mitarbeiter*innen zu reduzie-
ren, so die DKG.

SoVD fordert seit Langem 
eine echte Pflegereform

Seit Langem fordert auch der 
SoVD eine echte Pflegereform. 
Bereits vor der Regierungsbil-
dung mahnte er erneut, endlich 
die notwendigen und überfälli-
gen Schritte für ein gerechtes und 

leistungsfähiges Pflegesystem in 
Deutschland zu gehen. 

Mit der Einführung der Pflege-
personalregelung (PPR) 2.0 als 
Übergangsinstrument zur ver-
bindlichen Personalbemessung 
will die Bundesregierung der 
dramatischen Situation in den 
Krankenhäusern begegnen. Die 
Koalitionäre wollen den Ausbau 
der Personalbemessungsver-
fahren in der stationären Lang-
zeitpflege beschleunigen. Und 
insbesondere in Bezug auf die 
Löhne und Arbeitsbedingungen 
der Pflegekräfte will man endlich 
Taten sprechen lassen. 

Eines der ersten Vorhaben soll-
te es dabei sein, die Gehaltslücke 
zwischen Kranken- und Altenpfle-
ge zu schließen – doch leider feh-
len im Koalitionsvertrag nun Aus-
führungen zu einem bundesweit 
flächendeckenden Tarifvertrag in 
der Altenpflege. Fest verankert 
sind hingegen folgende Verbes-
serungsmaßnahmen: Zuschläge 
sollen künftig steuerbefreit sein. 

Geteilte Dienste werden abge-
schafft. 

Vorgesehen sind zudem 
die Einführung trägereigener 
„Springer*innenpools“ sowie 
eines Anspruchs auf familien-
freundliche Arbeitszeiten für 
Menschen mit betreuungspflich-
tigen Kindern. Heilkundliche Tä-
tigkeiten sollen die professionel-
le Pflege ergänzen. Auch will man 
mehr ausländische Fachkräfte 
gewinnen und die Anerkennung 
von im Ausland erworbenen Be-
rufsabschlüssen beschleunigen. 
Gestärkt werden soll auch die 
Beteiligung der Pflege in ver-
schiedenen Gremien der Selbst-
verwaltung.

Personalrichtwerte an 
realem Bedarf orientieren

Der SoVD sieht im Koalitions-
vertrag einige gute Tendenzen, 
etwa im Hinblick auf eine sekto-
renübergreifende Gesundheits-
versorgung. 

So begrüßt der Verband die 

„Belastung ist unerträglich geworden“
40 Prozent des Pflegepersonals möchten laut aktuellen Studien aus dem Beruf aussteigen

Einführung der PPR 2.0 als Über-
gangsinstrument zur verbind-
lichen Personalbemessung in 
Krankenhäusern. 

Zugleich müssten aus SoVD-
Sicht jedoch schnellstmöglich 
bundesweit Personalrichtwerte 
anhand eines am tatsächlichen 
Pflegebedarf orientierten, wis-
senschaftlich fundierten Per-
sonalbemessungssystems für 
stationäre und ambulante Pflege-
einrichtungen her. „Die derzeiti-
gen Pflegepersonaluntergrenzen 
bergen als ‚gerade noch‘ zulässi-
ge Personalbesetzung die Gefahr, 
dass die Untergrenze zur Regel 
gemacht wird“, warnt SoVD-Prä-
sident Adolf Bauer. 

Der SoVD unterstützt zudem 
die Bemühungen um eine ange-
messene Bezahlung der beruflich 
Pflegenden. Er fordert ausdrück-
lich auch Maßnahmen, die die 
Arbeitsbedingungen in der Pfle-
gebranche verbessern. 

Aus SoVD-Sicht müssen zual-
lererst die Bedingungen für die 

Fortsetzung von Seite 1

Die Untersuchung der Ber-
telsmann Stiftung stellt hin-
sichtlich der Transparenz gro-
ße Unterschiede unter den 
Bundesländern fest. Demnach 
stellen die meisten Länder den 
Verbraucher*innen nur ungenü-
gende Informationen über die 
Qualität von Pflegeheimen zur 
Verfügung. 

Wichtige Informationen
bleiben unter Verschluss

Wichtige Angaben wie etwa 
zum Personaleinsatz seien zwar 
durchweg vorhanden, blieben 
aber unter Verschluss, kritisierte 
die Bertelsmann. Auch, welche 
Einrichtungen grundsätzlich 
personell gut aufgestellt sind, 
sei für Betroffene meist nicht 
nachzuvollziehen. In lediglich 
sechs von 16 Ländern erhielten 
Verbraucher*innen Informatio-
nen über den Personalschlüssel 
oder schwerwiegende Mängel 
in Einrichtungen. In zehn Län-
dern gelangten hingegen die 
Daten, die sich aus Prüfungen 
der landesrechtlich zuständi-
gen Aufsichtsbehörden ergaben, 
bewusst nicht an die Öffent-

lichkeit. Menschen, die auf der 
Suche nach einem Pflegeheim 
für sich selbst oder ihre Ange-
hörigen sind, entgingen damit 
Informationen zu wesentlichen 
Auswahlmerkmalen, kritisiert 
die Stiftung.

Die Ergebnisse der Studie 
zur unterschiedlichen Trans-
parenz besagen für die Länder 
im Einzelnen: Allein Nordrhein-
Westfalen, Hamburg, Mecklen-
burg-Vorpommern und Berlin 
veröffentlichten die Ergebnisse 
aktiv, sodass sie allgemein ver-
fügbar sind. 

In Baden-Württemberg und 
Hessen sind die Pflegeheime 
nach Angaben der Stiftung zu-
mindest verpflichtet, ihre Prü-
fungsergebnisse selbst zu ver-
öffentlichen. Weil sie jedoch 
derzeit nur in den Einrichtungen 
direkt einsehbar sind, ist der Zu-
gang eingeschränkt. In den Län-
dern Niedersachsen, Rheinland-
Pfalz, Saarland, Sachsen und 
Thüringen ist eine Publikation 
der Prüfergebnisse von Gesetz 
wegen nicht vorgesehen. Noch 
schwerer wiegt: Die Länder 
Bayern, Brandenburg, Bremen, 

Sachsen-Anhalt und Schleswig-
Holstein setzen offenbar beste-
hende Gesetze aus unterschied-
lichen Gründen nicht um. 

Fehlende Rechtsvorgaben 
oder mangelnde Umsetzung

Mangelnde Durchsichtigkeit 
und damit Orientierungshilfe 
entstehen demnach entweder, 
weil es an landesrechtlichen 
Regelungen mit Veröffentli-
chungspflicht fehlt, oder aber, 
weil gesetzliche Vorgaben nicht 
greifen. 

Über den sogenannten Pflege-
TÜV sind hingegen auf Bundes-
ebene bereits seit einigen Jahren 
Kernergebnisse aus Prüfungen 

zur Qualität einsehbar.
Um gegen erhebliche Infor-

mationslücken vorzugehen, 
sollten alle Bundesländer die 
relevanten Daten, die den Auf-
sichtsbehörden vorliegen, auch 
offenlegen, fordert die Stiftung. 
Es brauche flächendeckend kon-
krete gesetzliche Vorgaben, die 
konsequent umzusetzen seien. 
Auch Verbraucher*innen, Infor-
mationsportale, Beratungsstel-
len und Versorgungsforschung 
müssten frei auf Informationen 
zugreifen können.

Die Stiftung betonte gleich-
zeitig, dass pandemiebedingt 
monatelang die Vor-Ort-Einsät-
ze der Aufsichtsbehörden unter-

Die meisten Pflegebedürftigen und ihre Angehörigen möchten sich 
vor der Wahl einer Pflegeeinrichtung gründlich über deren Qualität 
informieren. Doch vielerorts ist das in Deutschland fast unmöglich. 
Der Grund ist einfach: Obwohl vorhanden, werden in den meisten 
Bundesländern zu wenige Informationen bereitgestellt. Dies ist das 
Ergebnis einer neuen Studie der Bertelsmann Stiftung, die vor Kur-
zem veröffentlicht wurde. Auch der SoVD bemängelt, dass Betroffe-
nen somit wichtige Entscheidungskriterien bei einer wesentlichen 
und schwierigen Lebensentscheidung vorenthalten bleiben. 

Kaum Infos über die Qualität von Pflegeheimen
Aktuelle Bertelsmann-Studie sieht hinsichtlich der Transparenz große Unterschiede bei den Bundesländern  

Pflegebedürftigen, die sich oft aus einer schwierigen Lebenslage heraus für ein Heim entscheiden 
sollen, werden in den meisten Bundesländern wesentliche Kriterien vorenthalten. 

Foto: Rido / Adobe Stock

brochen waren. 
Auch der SoVD setzt sich – 

unter anderem im Qualitätsaus-
schuss mit beratender Funktion 
– für die Rechte Pflegebedürfti-
ger und ihrer Angehörigen ein. 

Aus SoVD-Sicht ist es sehr 
wichtig, dass Betroffene um-
fassende Informationen für 
ihre Entscheidungsfindungen 
erhalten. Derzeit entschei die 
Leistungserbringer*innen, also 
die stationären Pflegeeinrich-
tungen und ambulanten Diens-
te, auf welche Weise und in wel-
chem Umfang Informationen 
über die Qualität von Pflege zur 
Verfügung gestellt werden. 

� Veronica Sina 

Pflegeberufe selbst verbessert 
werden. Hierzu gehören attrak-
tive Arbeitszeitmodelle und 
Aufstiegschancen ebenso wie 
bessere Studien- und Fortbil-
dungsangebote. Auch die Verein-
barkeit von Familie und Beruf ist 
unerlässlich. Die Pflegeausbil-
dung muss künftig quantitativ 
wie qualitativ den Erfordernissen 
einer hochwertigen Pflege und 
dem absehbar steigenden Pfle-
gebedarf gerecht werden. 

SoVD: Häusliche Pflege nicht
weiter außer Acht lassen 

Mit großer Sorge beobachtet 
der SoVD hingegen, dass in der 
öffentlichen Debatte insbeson-
dere die häusliche Pflege immer 
noch zu kurz kommt. Denn rund 
4 von 5 der mittlerweile über 4,5 
Millionen Pflegebedürftigen wer-
den zu Hause versorgt. Bei über 
60 Prozent sind es allein Angehö-
rige, die sie ohne professionelle 
Unterstützung pflegen.

� Veronica Sina
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Heizkostenzuschuss für Geringverdienende
Strom, Öl und Gas – und damit das Heizen – werden immer teurer. Ursache ist einerseits die stark gestiegene Nachfrage, da die Wirtschaft 

wieder mehr produziert. Andererseits ist das Angebot an Energie stark gesunken. Die Mischung dieser Faktoren sorgt dafür, dass die Preise 
an der europäischen Börse durch die Decke gehen. Die meisten Energielieferanten geben die höheren Kosten an ihre Endkund*innen weiter. 
Andere, unter ihnen große Energie-Discounter wie zuletzt der Anbieter stromio, mussten ihre Lieferungen kurzfristig einstellen. Die städ-
tischen Grundversorger übernahmen. Für die Endverbraucher*innen hat dies fatale Folgen. Ihre Kosten für Energie sind um ein Vielfaches 
gestiegen – ein Ende ist noch nicht absehbar. 

In Bedrängnis geraten vor al-
lem Menschen mit niedrigen 
Einkommen, deren Einnahmen 
durch Kurzarbeit, den Verlust 
des Arbeitsplatzes oder Minijobs 
in der Corona-Zeit noch einmal 
deutlich eingebrochen sind. Wo 
es ohnehin schon kaum zum Le-
ben reicht, wird es mit den gestie-
genen Energiekosten jetzt richtig 
eng. Verbraucherschützer*innen  
erhalten nach Medienberichten 
zunehmend Hilfeanfragen von 
Menschen, die Sorge haben, 
dass ihnen der Strom abgestellt 
wird und sie ihre Wohnung nicht 
halten können. Doch günstiger 
Wohnraum ist ebenso wenig zu 
finden – ein Teufelskreis.

135 Euro Zuschuss für
Single-Haushalte

Ein kleiner Lichtblick 
zeichnet sich ab: So dürfen 
Wohngeldempfänger*innen Mit-
te des Jahres mit einem staatli-
chen Heizkostenzuschuss rech-
nen. Die Bundesregierung plant, 
eine entsprechende Unterstüt-
zung auf den Weg zu bringen. 

Nach den bisherigen Plä-
nen von Bauministerin Kla-
ra Geywitz (SPD) sollen 
Wohngeldempfänger*innen, die 
alleine leben, eine einmalige 
Zahlung von 135 Euro erhalten.

Für Zwei-Personen-Haushalte 
sind 175 Euro vorgesehen, für 
jede*n weitere*n Mitbewohner*in 
noch einmal 35 Euro mehr. 

Dies soll neben den gestiege-
nen Energiekosten insbesonde-

re auch die erwartbaren hohen 
Nebenkostenabrechnungen 
abfedern, die im Sommer noch 
hinzukommen könnten.

Wer ist berechtigt? Wohngeld 
können Menschen mit geringem 
Einkommen beantragen, die kei-
ne anderen Sozialleistungen wie 
etwa Hartz IV beziehen. Das gilt 
für Bürger*innen, die über ein 
Mindesteinkommen verfügen, 
aber nicht genug erwirtschaften, 
um ihre Wohnkosten zu decken. 

Derzeit haben laut Gesetzent-
wurf des neuen Wohnungsminis-
teriums rund 710.000 Haushalte 
Anspruch auf den geplanten 
einmaligen Zuschuss. Der An-
spruch gilt dann, wenn  zwischen 
Oktober 2021 und März 2022 
mindestens einen Monat lang 
Wohngeld bezogen wurde oder 

noch immer bezogen wird. 
Am 26. Januar befasst sich das 

Kabinett mit dem Entwurf, im 
April der Bundesrat. Am 1. Juni 
soll die Regelung nach bisheri-
ger Planung in Kraft treten. Ei-
nen eigenen Antrag brauchen 
Wohngeldempfänger*innen 
nicht zu stellen. Der Zuschuss ist 
dann automatisch auszuzahlen. 
Eine Anrechnung auf die Gewäh-
rung anderer Sozialleistungen  
erfolgt nicht. 

Dass die Bundesregierung 
noch in diesem Halbjahr einen 
Heizkostenzuschuss an alle 
Wohngeldbeziehenden auszah-
len möchte, begrüßt der SoVD 
ausdrücklich. „Es ist wichtig, 
Menschen mit dem extremen 
Energiepreisanstieg nicht al-
leinzulassen und ihnen schnell 

Bundesregierung plant einmalige Unterstützungsleistung für Wohngeldempfänger*innen

und unbürokratisch zu helfen“, 
sagt SoVD-Präsident Adolf Bau-
er. 

Haushalte mit niedrigem Ein-
kommen könnten die Mehrbe-
lastung meist nicht auffangen, 
da sie oft über wenige oder kei-
ne Rücklagen verfügten. Eine 
Senkung der Heizkosten sei 
häufig aufgrund eines schlech-
ten energetischen Zustandes 
der Wohnungen nicht möglich. 
Zudem begrüßt der SoVD, dass 
der vorgesehene Zuschuss nicht 
bei der Gewährung anderer So-
zialleistungen berücksichtigt 
werden soll.

Betrag reicht nicht, um
Belastungen abzufedern

Kritisch sieht der SoVD die feh-
lenden Ausführungen zur Herlei-
tung der Höhe des Zuschusses. 
Angesichts von Preissteigerun-
gen um das Doppelte oder sogar 
Dreifache erscheine ein Betrag 
von 135 Euro für die komplette 
Heizperiode 2021 /2022 als zu 
niedrig.

Aus SoVD-Sicht ist es zudem 
notwendig, auch Grundsiche-
rungsbeziehende finanziell zu 
entlasten. Zwar würden die Heiz-
kosten im Rahmen der Grundsi-
cherungssysteme berücksichtigt, 
allerdings nur in „angemessener 
Höhe“. Immer wieder komme es  
deshalb zu Nachforderungen, die 
die Betroffenen aus den ohnehin 
schon zu niedrigen Regelsätzen 
bezahlen müssten.�

� Veronica Sina

Insbesondere die Preise für Gas sind zuletzt förmlich „explodiert“. 
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Studierende berücksichtigt

Zuschuss auch
für Beziehende
von BAföG

BAföG-Empfänger*innen kön-
nen ebenfalls mit dem von der 
Bundesregierung geplanten 
Heizkostenzuschuss rechnen. 

Auch Student*innen haben in 
der Krise besonders starke Ein-
bußen hinnehmen müssen. Viele 
konnten ihre Nebenjobs pande-
miebedingt nicht wahrnehmen 
und sind von den hohen Ener-
giekosten überproportional be-
lastet. Deshalb sind sie in das 
geplante Gesetzgebungsverfah-
ren einbezogen worden. 

Das Bildungsministerium rech-
net demnach mit rund 420.000 
Anspruchsberechtigten, darunter 
auch Schüler*innen, die nicht 
mehr bei ihren Eltern wohnen 
und BAföG bekommen, sowie 
Empfänger*innen des sogenann-
ten Aufstiegs-BAföGs.� veo

BAföG-Beziehende sollen eben-
falls einen Zuschuss für Ener-
giekosten erhalten. 

Austausch zur
Europapolitik

Gabriele Bischoff, Mitglied des Europäischen Parlamentes, und 
Ursula Engelen-Kefer, SoVD-Vizepräsidentin, tauschten sich aus.

Foto: Wolfgang Borrs

SoVD im Gespräch 

Am 14. Januar kamen SoVD-
Vizepräsidentin Ursula Enge-
len-Kefer und Gabriele Bischoff 
(SPD), Mitglied des Europäischen 
Parlaments, zu einem Gespräch 
zusammen. Zu Beginn legte Ur-
sula Engelen-Kefer die Position 
des SoVD zur EU-Richtlinie zum 
Mindestlohn und zur Lohntrans-
parenz, zur Koordinierung der 
Systeme der sozialen Sicherheit 
und zu der neuen hochrangigen 
Expert*innengruppe über die 
„Zukunft des Sozialschutzes und 
des Wohlfahrtstaates“ dar.

In ihrer Einschätzung stellte 
Gabriele Bischoff fest, dass die 
Lohnentwicklung in Europa hin-
ter den Erwartungen zurückblei-

be. Eine klare Aufwärtstendenz 
sei nicht mehr überall in Europa 
gegeben. Daher spiele die For-
derung nach armutsfesten Min-
destlöhnen eine entscheidende 
Rolle. Der Rat habe den Vor-
schlag der Europäischen Kom-
mission stark verbessert und die 
Festlegung auf 60 Prozent des 
mittleren Lohnes als Maßstab 
für einen europaweiten Mindest-
lohn bekräftigt. Das Europäische 
Parlament poche weiterhin da-
rauf, dass es keine Ausnahmen 
vom europäischen Mindestlohn 
geben dürfe. Dieser solle auch 
für Menschen mit Behinderun-
gen gelten.

Beim Thema EU-Richtlinie zur 
Lohntransparenz bekräftigte die 
Abgeordnete die Auffassung des 
SoVD, dass es hierbei vor allem 
darum gehe, Fehler, die beim 

Entgelttransparenzgesetz auf 
nationaler Ebene bestehen, zu 
beseitigen.

Bischoff äußerte ihren Unmut 
darüber, dass die Gespräche zur 
Reform der Koordinierung der 
Systeme der sozialen Sicherheit 
erneut gescheitert sind, obwohl 
kurz vor Weihnachten eine vor-
läufige Einigung erzielt werden 
konnte. Denn für sie sei das eines 
der wichtigsten Themen der EU. 

Am Ende des Treffens spra-
chen die beiden kurz über das 
Thema EU-Mindesteinkommen. 
Gabriele Bischoff hielt dabei 
weitere Fortschritte für wichtig, 
da die Mitgliedstaaten sehr un-
terschiedliche soziale Absiche-
rungsniveaus hätten und viele 
kein Leben in Würde und keine 
soziale Teilhabe ermöglichten. 
Durch die Pandemie und die 

aktuelle Preisentwicklung sei 
der Druck auf die Kommission 
stärker geworden, endlich die 

Initiative zu ergreifen. Es könne 
daher bald Bewegung in die An-
gelegenheit kommen.

Foto: luismolinero / Adobe Stock
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Zur digitalen Runde mit dem 
Titel „Quo vadis Behindertenpo-
litik?“ trafen sich Ulla Schmidt, 
ehemalige Bundesgesundheits-
ministerin und heute Vorsit-
zende der Bundesvereinigung 
Selbsthilfe, Christina Marx aus 
der Geschäftsleitung der Aktion 
Mensch sowie Carola Nacke. Sie 
war zuletzt eine der erfolgrei-
chen Beschwerdeführerinnen 

vor dem Bundesverfassungsge-
richt zur Triage und ist Mitglied 
im sächsischen Landeseltern-
rat.

Die Moderation übernahm 
SoVD-Pressesprecher Peter-
Michael Zernechel, die Sen-
dung wurde außerdem mit Be-
gleitung in Gebärdensprache 
versehen. Vor der Diskussion 
sorgten die „Herbstbrüder“ mit 

einem musikalischen Beitrag 
für Auflockerung.

Mehr Bemühungen um 
Inklusion nötig

Die drei Teilnehmerinnen 
machten deutlich, dass es in 
der Behindertenpolitik noch 
großen Handlungsbedarf gebe. 
Ulla Schmidt erklärte, der Koali-
tionsvertrag der Ampelparteien 
sei vielversprechend, aber noch 
nicht ausreichend. Es müsse kla-
rer werden, dass alle Menschen 
– auch solche mit geistigen oder 
psychischen Beeinträchtigun-
gen – dazugehörten. Außerdem 
habe die Corona-Pandemie vor 
Augen geführt, dass Menschen 
mit Behinderungen und ihre An-
liegen immer noch leicht über-
gangen würden.

Christina Marx kritisierte, 
dass Barrierefreiheit noch im-
mer nicht ausreichend mit-
gedacht werde; dies betreffe 
beispielsweise den Bereich 
„Leichte Sprache“. Für gelunge-
ne Inklusion sei das alltägliche 
Miteinander der Schlüssel. Dazu 
müssten Bemühungen in der 

Schule und auf dem Arbeits-
markt verstärkt werden, um ein 
„Aussortieren“ zu verhindern.

Bedürfnisse Betroffener
berücksichtigen

Carola Nacke stellte heraus, 
dass Menschen mit Behinde-
rungen in ihren eigenen Ange-
legenheiten häufig nicht aus-
reichend beteiligt seien und 
über ihre Köpfe hinweg ent-
schieden werde. Als Beispiel 
führte sie die Mobilität an, wo 
die Bedürfnisse Betroffener bei 
der Planung oftmals nicht ge-

Anfang Januar strahlte der SoVD die zweite Ausgabe seiner Talksendung SoVD.TV aus. Diesmal 
ging es um die Behindertenpolitik aus Sicht von Betroffenen und Verbänden. Die Gäste diskutierten 
darüber, welche Veränderungen nötig sind und was sie sich von der neuen Bundesregierung erhoffen. 
Die Teilnehmerinnen waren sich einig, dass es noch stärkerer Bemühungen um Inklusion bedarf.

Menschen mit Behinderungen ernst nehmen
Neue Ausgabe von SoVD.TV mit interessanten Gästen auf Youtube-Kanal des SoVD abrufbar

V. li.: Carola Nacke, Christina Marx (Aktion Mensch) und Ulla 
Schmidt (Bundesvereinigung Lebenshilfe) in der Talkrunde. 

Screenshot: SoVD

nug Beachtung fänden.
Die komplette Sendung ist 

auf dem Youtube-Kanal des 
SoVD unter www.youtube.com/
user/SoVDTV zu sehen. Beim 
Erscheinen der Zeitung ist dort 
auch die nächste Ausgabe mit 
dem Thema „Zwei Jahre Corona 
– wie hat die Pandemie unsere 
Gesellschaft verändert? Welche 
Weichen muss die Politik jetzt 
stellen?“ online. Gäste sind die 
Politikerin Martina Stamm-Fi-
bich (SPD), die Theologin Heike 
Springhart und der Psychothe-
rapeut Marc Ziegenbein. � str

Die von Peter-Michael Zernechel moderierte Veranstaltung fand 
als digitale Runde statt. 

Foto: SoVD

SoVD-Expertise gefragt
Den Sozialverband Deutschland nehmen Politik und Medien als wichtigen Interessenvertreter von 

Menschen mit Behinderungen wahr. Im renommierten Newsletter der Berliner Tageszeitung „Tages-
spiegel“ kam jetzt Claudia Tietz, Referentin in der Abteilung Sozialpolitik, zu Wort. 

Der „Tagesspiegel“ lieferte in 
seinem Background-Newsletter 
zum Bereich Verkehr und Smart 
Mobility Anfang Januar eine Be-
standsaufnahme zur Barriere-
freiheit im deutschen Nahver-
kehr. Hintergrund ist, dass die 
UN-Behindertenrechtskonven-
tion einen barrierefreien Nah-
verkehr vorsieht. Im Personen-
beförderungsgesetz ist dazu die 
Frist 1. Januar 2022 festgelegt. 
Viele deutsche Städte verfehlen 
diese Vorgabe aber. Während 
München eine Vorbildfunktion 
einnimmt und fast alle Bahn-
höfe barrierefrei umgebaut hat, 
haben andere Städte wie Berlin 
oder Düsseldorf noch Defizite. 

Claudia Tietz, Referentin für 
Behindertenpolitik beim SoVD-
Bundesverband, kommt in dem 
Beitrag zu Wort. „Bezeichnend“ 
findet sie, dass der Bundesre-
gierung keine Erkenntnis zum 
Stand der Umsetzung der Bar-
rierefreiheit im ÖPNV vorliege, 
wie sie auf eine parlamentari-
sche Anfrage antwortete. Sie 
moniert zudem, dass im Perso-

nenbeförderungsgesetz groß-
zügige Ausnahmeregelungen 
für Kommunen verankert sind; 
etwa, wenn eine barrierefreie 
Umgestaltung nicht wirtschaft-
lich erscheint. Dementspre-
chend können die Betroffenen 
einen barrierefreien Zugang 
auch nicht einklagen. „Das haben 
viele Kommunen als Einladung 

verstanden, es mit dem UN-Ziel 
nicht so genau zu nehmen“, kriti-
siert die SoVD-Referentin.

Laut Koalitionsvertrag soll 
der städtische Nahverkehr 
bis 2026 vollständig barriere-
frei sein. Dafür benötigten die 
Kommunen finanzielle Unter-
stützung, fordert Claudia Tietz 
in dem Beitrag� . str

Kritik an mangelhafter Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention

___ Wie kann Deutschland die Vorgaben der BRK erreichen?
Wichtig ist, dass die BRK nicht zwischen öffentlichen und privaten Anbie-

tern unterscheidet. Egal, ob die Busse im Landkreis direkt in kommunaler 
Hand sind oder ob das über eine Verkehrsgesellschaft läuft: Die Menschen 
wollen Angebote barrierefrei nutzen können. Hier muss der Gesetzgeber 
aktiv werden und auch Privatanbieter zur Barrierefreiheit verpflichten. 

___ Was muss sich verändern?
Barrierefreiheit braucht es nicht nur für Menschen im Rollstuhl. Barri-

erefreiheit muss für unterschiedliche Gruppen verwirklicht werden. Dazu 
gehören auch barrierefreie Informationen – sie müssen entsprechend dem 
„Zwei-Sinne-Prinzip“ zur Verfügung stehen, damit sie für seh- und hör-
behinderte Menschen oder Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen 
nutzbar sind. Und immer wichtiger: Mobilität muss man mit der Digitali-
sierung zusammendenken. Auch der (digitale) Fahrkartenkauf oder Infor-
mationen zu Bahnverbindungen müssen barrierefrei bereitstehen. 

___ Wie setzt sich der SoVD für Betroffene ein?
Als SoVD bringen wir unsere Stimme für Barrierefreiheit in die 

Politik ein. Den Koalitionsvertrag etwa greifen wir auf und werden 
politisch zügig in die Gespräche gehen, wie die im Koalitionsvertrag 
verabredete Barrierefreiheit jetzt zeitnah angepackt werden kann und 
muss. Manches gehen wir dabei auch in Bündnissen an. Im Deutschen 
Behindertenrat etwa. Dort haben wir in diesem Jahr den Vorsitz, sodass 
wir hier viel bewirken können.

� Interview: Sebastian Triesch

„Gesetzgeber muss
aktiv werden“

Der SoVD setzt sich für Barrierefreiheit ein und drängt die Politik 
zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention (BRK). Hier 
erklärt Claudia Tietz, worauf es dabei ankommt. 

Interview

Claudia Tietz, Referentin für Behindertenpolitik, hier beim SoVD-
Inklusionstalk im September 2021. 

Foto: Wolfgang Borrs
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Elektronische Krankschreibung

Beratung auch 
telefonisch

Auch bei telefonischen Krank-
schreibungen ist aus Sicht der 
Krankenkassen eine eingehende 
ärztliche Beratung wichtig. Nie-
dergelassene Ärzt*innen sollten 
sich persönlich vom Gesund-
heitszustand der Patient*innen 
überzeugen, betonten die 
Gesundheitsminister*innen der 
Länder in einer gemeinsamen 
Beratung. In dieser ging es vor 
allem um eine Verlängerung der 
pandemiebedingten Regelungen. 

Derzeit können – befristet bis 
31. März – Patient*innen, die 
an leichten Atemwegserkran-
kungen leiden, telefonisch bis 
zu sieben Kalendertage krank-
geschrieben werden. Eine ein-
malige Verlängerung ist gege-
benenfalls für weitere sieben 
Kalendertage auszustellen. Auch 
Krankenhausärzt*innen können 
eine Arbeitsunfähigkeit für bis 
zu 14 Tage nach Entlassung be-
scheinigen. Diese Regelung gilt 
derzeit bis zum 31. Mai. Zudem 
ist es möglich, dass ärztliche und 
psychotherapeutische Konsulta-
tionen digital erfolgen. �  veo

Neue Quarantäne- und Isolationsregeln 
Während Omikron die Sieben-Tage-Inzidenzen weiter in die Höhe treibt, haben Bund und Länder neue Corona-Quarantäneregeln für 

Corona-Infizierte und Kontaktpersonen auf den Weg gebracht. Nach dem Bundestag stimmte auch der Bundesrat einer entsprechenden 
Verordnung zu. So müssen unter anderem geboosterte Kontaktpersonen von Infizierten nicht mehr in Quarantäne. 

Mit mehr als 100.000 registrier-
ten Neuinfektionen an einem Tag 
erreicht die Corona-Welle Mit-
te Januar in Deutschland neue 
Höhen. Die täglichen Corona-
Meldezahlen sind so hoch wie 
nie, die Tendenz weiter steigend. 
Expert*innen rechnen überdies 
mit immer mehr Fällen, die nicht 
erfasst werden können.

Die Verordnung soll sicher-
stellen, dass die bundeseinheit-
lich geltenden Anforderungen 
an einen Impfnachweis dem 
neuesten Stand wissenschaftli-
cher Erkenntnisse entsprechen. 
Außerdem sollen die Länder bei 
Vorschriften zur Quarantäne Ge-
nesener, Geimpfter und Geteste-
ter schneller auf neue Umstände 
reagieren können. 

Geboosterte Kontaktpersonen
müssen nicht in Quarantäne

Umgesetzt werden die neuen 
Quarantäne- und Isolationsre-
geln durch Länderverordnungen. 

Demnach müssen Infizierte 
und deren Kontaktpersonen nur 
noch zehn Tage in Isolation oder 
Quarantäne. Zuvor waren 14 Ta-
ge üblich. Alle Infizierten können 
sich bereits nach sieben Tagen 
freitesten. Kontaktpersonen, die 
geboostert oder innerhalb der 
vergangenen drei Monate zwei-
mal geimpft oder genesen sind, 
müssen nicht mehr in Quarantä-
ne. Für Kinder, Jugendliche und 

Beschäftigte im Gesundheitswe-
sen gelten Ausnahmeregeln.

Viele Menschen waren verwirrt, 
ab wann die verkürzten Quaran-
täneregeln gelten sollten, die erst 
Bund und Länder beschlossen 
hatten, dann der Bundestag bil-
ligte und schließlich der Bundes-
rat in seiner Sondersitzung am 14. 
Januar passieren ließ.

Die kürzeren Quarantänezeiten 
sollen vor allem dafür sorgen, 
dass auch bei stark steigenden 
Infektionszahlen wichtige Ver-
sorgungsbereiche nicht gänzlich 
einbrechen. 

Bezüglich einer Impfpflicht 
machte die Regierung keinen ei-
genen Vorschlag, sondern möch-

te dem Parlament die Entschei-
dungsfindung überlassen. 

Zum Zeitplan machte Gesund-
heitsminister Karl Lauterbach je-
doch eine Ansage. Es sei wichtig, 
dass eine mögliche Corona-Impf-
pflicht nach einer entsprechen-
den Entscheidung des Bundesta-
ges „schnell“ in Kraft trete, sagte 
der SPD-Politiker. Er sprach von  
„um den April herum, vielleicht 
im Mai“. Es müsse noch genug 
Zeit bleiben, um Ungeimpfte vor 
einer möglichen neuen Corona-
Welle im Herbst zu immunisieren. 

Lauterbach präzisierte weiter, 
die Impfpflicht sollte drei Spritzen 
umfassen. Vollständig Geimpfte 
seien gegen alle Corona-Vari-

Mit den Verordnungen sollen die Länder schneller auf neue Umstände reagieren können

anten – zumindest vor schwerer 
Krankheit und Tod – geschützt. 
Daran müsse sich eine Impfpflicht 
orientieren.

Schutz der Vulnerablen steht
für SoVD an erster Stelle

Wohl wissend, dass viele Coro-
na-Maßnahmen und ganz beson-
ders eine Impfpflicht ethisch und 
gesellschaftspolitisch sehr strittig 
diskutiert werden, hat sich der 
SoVD die Entscheidung, sich für 
eine allgemeine Impfpflicht aus-
zusprechen, nicht leicht gemacht. 

„Als SoVD werben wir seit der 
Verfügbarkeit eines Impfstoffes 
gegen das Coronavirus SARS-
CoV-2 Ende 2020 für eine um-
fassende Impfung. Für uns steht 
der Schutz besonders vulnerab-
ler Menschen, etwa Kleinkinder, 
chronisch Erkrankte, pflegebe-
dürftige Menschen, Menschen 
mit Behinderungen oder ältere 
Menschen, an oberster Stelle“, er-
klärt SoVD-Präsident Adolf Bauer. 

„Wir stellen uns damit aus-
drücklich an die Seite derer, die 
aufgrund ihrer Vulnerabilität auf 
gesellschaftlichen Schutz beson-
ders angewiesen sind. Und wir 
sind solidarisch mit den vielen 
Millionen Menschen und Be-
schäftigten in Deutschland, die 
sich auch zum persönlichen und 
gesamtgesellschaftlichen Wohl 
haben impfen lassen.“�

� Veronica Sina

Die Fallzahlen bei den Sieben-Tage-Inzidenzen haben mit Omikron 
zuvor nicht gekannte Höhen erreicht. 

Foto: BIHLMAYERFOTOGRAFIE / Adobe Stock

Normalstationen zusehends belastet
Die Infektionszahlen steigen rasant, die Krankenhäuser bemerken dies an den Patient*innenzahlen. Der Bundesgesundheitsminister 

warnt vor weiteren schweren Monaten. Karl Lauterbach (SPD) zeichnet ein dunkles Bild von unter anderem massiven Einschränkungen 
bei Krankenhausbehandlungen. Insbesondere dürfe man sich auf den Intensivstationen nicht in Sicherheit wiegen. 

Momentan erkrankten vor al-
lem jüngere Menschen, die viele 
Kontakte haben. Wenn sich die 
Älteren wieder infizierten, wer-
de die Zahl der Klinikeinweisun-
gen erneut steigen. „Da kann es, 
je nach Entwicklung, nicht nur 
bei den Intensivstationen knapp 
werden, sondern auch auf den 
normalen Stationen.“ 

Der Virologe Christian Dros-
ten sieht in der milder verlau-
fenden Omikron-Variante des 
Coronavirus eine Möglichkeit, 
in den endemischen (das be-
deutet: „in bestimmten Regi-
onen regelmäßig auftretend“) 
Zustand zu kommen. Dies sei 
eine „Chance“, breite Immunität 
vorausgesetzt, so Drosten. 

Die Krankenhäuser berichten 
bereits von mehr Aufnahmen 
mit Covid-19-Erkrankungen. Vor 

allem auf den Normalstationen 
in Regionen wie Bremen, Ber-
lin, Hamburg und Schleswig-

Holstein werde ein Anstieg ver-
zeichnet. Leistungen müssten 
deshalb zum Teil verschoben 

Bei weiter steigenden Infektionszahlen drohen weitere Einschränkungen bei Behandlungen 

werden. Dies betreffe orthopä-
dische Operationen genauso 
wie Therapien für chronische 
Erkrankungen und zum Teil so-
gar Krebspatient*innen.

Intensivmediziner*innen 
dringen unterdessen auf eine 
bessere Erfassung von Corona-
Patienten*innen in Krankenhäu-
sern. Zwar werde erwartet, dass 
gegenüber der Delta-Variante, 
bei der etwa 0,8 Prozent aller 
Infizierten intensivmedizinisch 
versorgt werden mussten, deut-
lich weniger positiv Getestete ei-
nen so schweren Verlauf nehmen. 
Sollten die Inzidenzen jedoch 
weiter stark ansteigen, könnten 
die Normalstationen an ihre Be-
lastungsgrenzen geraten. Das 
entspricht den zuvor genannten 
Berichten aus Krankenhäusern 
einzelner Regionen.� veo

Auch die Normalstationen geraten mit den stark ansteigenden In-
zidenzen an ihre Belastungsgrenzen.

Foto: ipopba / Adobe Stock

Kinderkrankengeld

Antragszahl
gewachsen

Die Zahl der Anträge auf Kin-
derkrankengeld hat sich 2021 
bei der Techniker Krankenkasse 
(TK) mehr als verdoppelt. 

Eine Auswertung der TK zeigt 
einen Anstieg der Anträge von 
353.000 im ersten Corona-Jahr 
2020 auf 786.000 im vergan-
genen Jahr. 2019 waren es noch 
501.000 Anträge. 

Die Krankenkasse geht davon 
aus, dass der Anstieg unter an-
derem mit den Corona-Sonder-
regeln für das Kinderkranken-
geld zusammenhängt. Wegen 
der Pandemie war die Zahl der 
Kinderkrankentage 2021 von 
regulär 10 auf 30 pro Elternteil 
verdreifacht worden.

Das Kinderkrankengeld wur-
de nicht nur gewährt, wenn El-
tern wegen kranker Kinder nicht 
zur Arbeit konnten, sondern 
auch, wenn diese wegen einge-
schränkten Schul- oder Kitabe-
triebes zu Hause betreut werden 
mussten. 

Die Leistung beträgt 90 Pro-
zent des Nettoverdienstes. 

Der Schul- und Kitabetrieb war 
2021 bis weit ins Frühjahr hinein 
eingeschränkt. Auch jetzt sind 
Eltern und Kinder von ständigen 
Einschränkungen durch pande-
miebedingte Ausfälle betroffen.

Nach eigenen Angaben hat die 
Techniker Krankenkasse knapp 
elf Millionen Versicherte.� dpa
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Bei der Regelbedarfsermittlung werden aktuell lediglich Kos-
ten für die Anschaffung von Schulbüchern in einer Höhe von 
2,55 Euro pro Monat berücksichtigt. Zu wenig, befanden auch die 
Richter*innen. Damit sei der Bedarf für die Beschaffung von Schul-
büchern zumindest in Ländern, die keine Lehrmittelfreiheit garan-
tieren, nicht abzudecken, hieß es in der Urteilsbegründung.

Der SoVD kritisiert seit Langem, dass die Bemessung der Hartz-IV-
Regelsätze an der Lebensrealität von Leistungsempfänger*innen und 
ihren Familien vorbeigeht. In einem breiten Bündnis hatte sich der 
SoVD bereits vor der Regierungsbildung für entschlossene Maßnah-
men eingesetzt, um jeglicher Form von Armut von Kindern und Ju-
gendlichen entgegenzuwirken, und konkrete Maßnahmen verlangt. 
Dazu gehörten auch die Forderung nach einer grundlegenden Re-
form der Leistungen für Kinder und Jugendliche, ein niedrigschwel-
liger Leistungszugang sowie die Sicherstellung sozialer Infrastruktur. 
„Der Kampf gegen Kinderarmut und Benachteiligung gehört ganz 
oben auf die politische Agenda“, erklärte SoVD-Präsident Adolf Bauer.

Bei der Kindergrundsicherung, die der SoVD außerdem gefordert 
hatte, muss sich nun beweisen, ob nach der Zusammenlegung bis-
heriger Leistungen am Ende mehr Geld bei benachteiligten Familien 
ankommt. Auch zur Forderung des SoVD, die Grundsicherung auf ein 
existenzsicherndes Niveau anzuheben, gibt es bislang keine Regie-
rungsvereinbarungen.

Über das Urteil zum Mehrbedarf für Schüler*innen (Az.: S 37 AS 
1268 / 19) berichtete die Arbeitsgemeinschaft Sozialrecht des Deut-
schen Anwaltvereins (DAV).� veo

Jobcenter muss digitales
Wörterbuch bezahlen 

Das Jobcenter muss bei einer Schülerin die Kosten für ein 
elektronisches Wörterbuch als Mehrbedarf übernehmen. Werden 
solche Wörterbücher vorgeschrieben, sind sie wie Schulbücher zu 
behandeln. So lautet ein entsprechendes richtungsweisendes Ur-
teil vom Sozialgericht Oldenburg. 

Sozialurteile

Nur 2,55 Euro monatlich sehen die Hartz-IV-Sätze für Schulmittel 
vor. Für Mehrbedarf wie ein elektronisches Wörterbuch muss das 
Jobcenter laut einem entsprechenden aktuellen Urteil aufkommen.

Foto: Marco / Adobe Stock 

Richter*innen befanden Regelbedarf als zu niedrig

Alle Kinder sollten die gleichen Chancen auf Bildung haben.
Foto: panitan / Adobe Stock

Spendennachweis ohne Quittung
Der Sozialverband Deutschland e. V. (SoVD) ist beim Finanzamt als gemeinnützige Organisation 

anerkannt und von der Körperschaftssteuer befreit. Somit sind Spenden an die Organisation von der 
Steuer absetzbar. Wie, darüber informiert hier die Abteilung Finanzen des Bundesverbandes.

Weil der SoVD die Beiträge sei-
ner Mitglieder so wirkungsvoll 
wie möglich einsetzen und hohe 
Ausgaben für Porto und Versand-
kosten vermeiden möchte, wird 
er zukünftig automatisiert nur 
noch Zuwendungs- oder Spen-
denbescheinigungen für Beträ-
ge ab einer Höhe von 300 Euro 
versenden. Denn Spenden über 
diesem Betrag müssen über eine 
vom Spendenempfänger auszu-
stellende Spendenbescheini-
gung / Zuwendungsbestätigung 
nachgewiesen werden.

Ohne amtliche Quittung: 
Spenden bis 300 Euro

Für die steuerliche Berück-
sichtigung des SoVD-Mitglieds-
beitrages ist eine formelle Zu-
wendungsbescheinigung nicht 
notwendig.

Diesen Mitgliedsbeitrag und 
Spenden bis 300 Euro kann 
man ohne eine amtliche Spen-
denquittung einfach mit der Bu-
chungsbestätigung (Kontoaus-
zug) beim Finanzamt einreichen.

Für den vereinfachten Spen-
dennachweis bis 300 Euro an 

eine gemeinnützige Körper-
schaft ist diesem Nachweis 
zusätzlich ein vom Zahlungs-
empfänger hergestellter Beleg 
beizufügen. Das Formular für 
den vereinfachten Steuernach-
weis kann man auf der Webseite 
www.sovd.de in der Rubrik „Mit-
glied werden“ herunterladen. 

Der SoVD denkt, dass diese 
Vorgehensweise auch im Inte-
resse seiner Mitglieder ist und 
die so gesparten Kosten in die 
gemeinnützige Arbeit fließen 
können.

Vom 1. März 2020 bis zum 31. 
Dezember 2022 gelten Son-
derregelungen bei finanziellen 
Hilfen in der Corona-Krise. Das 
heißt: Bei Spenden an einen 
begünstigten Verein oder eine 
Organisation können Steuer-
pflichtige einfach einen entspre-
chenden Verwendungszweck 
angeben. Denn dem Finanzamt 
genügt hierbei ein vereinfach-
ter Nachweis, zum Beispiel ein 
Kontoauszug – und zwar egal, in 
welcher Höhe. Das hat das Bun-
desfinanzministerium (BMF) in 
Abstimmung mit den obersten 

Finanzbehörden festgelegt – 
laut BMF-Schreiben vom 9. April 
2020. 

Corona-Hilfen und Spenden 
für Hochwassergeschädigte

Das Gleiche gilt bei Zuwen-
dungen für die Hochwasserge-
schädigten in NRW,  Rheinland-
Pfalz und Bayern, die bis zum 
31. Oktober 2021 auf ein extra 
eingerichtetes Sonderkonto ein-
gegangen sind. Auch hier reicht 
ein Bareinzahlungsbeleg oder 
die Buchungsbestätigung eines 
Kreditinstitutes als Nachweis 
für die Steuererklärung aus. Das 
geht aus den Katastrophener-
lassen der jeweiligen Bundes-
länder hervor.

Auf Wunsch stellt der SoVD 
selbstverständlich auch weiter-
hin Einzel-Spendenbescheini-
gungen aus und sendet diese zu. 
Der Verband bedankt sich für die 
Unterstützung, unnötigen Auf-
wand und Kosten zu vermeiden, 
und das Verständnis; ohne dies 
beides wäre seine Arbeit nicht 
möglich.

Ihr SoVD

SoVD-Mitgliedsbeitrag und Zuwendungen vereinfacht von der Steuer absetzen

DBR im Kampf gegen Barrieren
Für 2022 übernahm der SoVD wieder den Staffelstab für das Sekretariat des Deutschen Behin-

dertenrates, kurz DBR (siehe Bericht in der letzten Ausgabe). „Soziales im Blick“ gibt fortlaufend 
Einblicke in die aktuelle Arbeit. Am 19. Januar traf sich der DBR-Arbeitsausschuss zur ersten Sitzung.

21 Verbände-Vertretende und 
Gäste nahmen rein digital teil. 
Dabei war auch SoVD-Präsident 
Adolf Bauer als Vorsitzender des 
DBR-Sprecherrates. Gemein-
sam aus der Bundesgeschäfts-
stelle zugeschaltet waren die 
Koordinator*innen Fabian Mül-
ler-Zetzsche, Abteilungsleiter 
Sozialpolitik, und Claudia Tietz, 
Referentin, sowie DBR-Projektas-
sistentin Ada Brandt. Vier weite-
re Sitzungen sind geplant.

Topthema war der Koalitions-
vertrag der neuen Regierung. 
Der Ausschuss diskutierte die  
behindertenpolitischen Inhalte.

Medienstaatsvertrag: 
Barrierefreiheit ungenügend

Neben vielem anderen ging es 
zudem um den 2. Medienände-
rungsstaatsvertrag. Man war sich 
einig: Die Umsetzung der Euro-
päischen Barrierefreiheitsricht-
linie (European Accessibility Act) 
in nationales Recht verfehlt die 
Vorgaben. Die Bundesländer ver-
pflichten audiovisuelle Medien 
nicht genug zum Zugang für alle. 

Am 10. Januar hatten die DBR-

Verbände in einem von allen un-
terzeichneten offenen Brief Er-
gänzungen gefordert. Es gab viel 
Echo, u. a. von Hamburgs Landes-
behindertenbeauftragtem.

Triage: Menschen mit  
Behinderungen schützen

Ein weiteres Thema war die 
sogenannte Triage, die Eintei-
lung medizinischer Hilfe bei 
Katastrophen nach „Wichtigkeit“. 

Im Dezember hatte das Bundes-
verfassungsgericht beschlossen, 
dass Menschen mit Behinderun-
gen im Falle einer Corona-Triage 
gesetzlich zu schützen seien. 

Das Bündnis begrüßte das 
Signal und beriet gemeinsame 
Grundpositionen. Nun dränge die 
Zeit für konkrete Vorgaben, etwa 
zum Personenkreis. Adolf Bauer 
rief zur Solidarität mit allen vul-
nerablen Gruppen auf.� ele

SoVD koordiniert Deutschen Behindertenrat – erste Arbeitssitzung

Ausschussmitglieder und Gäste waren online zusammengeschaltet.
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Claudia Moll ist von der Bun-
desregierung zur Bevollmäch-
tigten für Pflege, Patienten und 
Menschen mit Behinderung er-
nannt worden. 

Die SPD-Politikerin und das 
langjährige SoVD-Mitglied ist 
examinierte Altenpflegerin und 
Fachkraft für Gerontopsychiatrie. 

„Pflege muss endlich die Wert-
schätzung bekommen, die sie 
verdient! Pflegekräfte müssen 
sie auf dem Gehaltszettel spüren. 
Und vor allem muss die Pflege 
überall dort mit am Tisch sitzen, 
wo über Fragen geredet wird, die sie angehen“, sagte Moll, die aus 
Eschweiler in Nordrhein-Westfalen stammt, anlässlich ihrer Ernen-
nung. 

Der SoVD gratuliert zur neuen Aufgabe mit großer Verantwortung. 

Personalien

Stefan Schwartze ist von der 
Bundesregierung zum neuen 
Patientenbeauftragten ernannt 
worden. Der SPD-Politiker ist 
gelernter Industriemechaniker 
und SoVD-Mitglied. Die Thema-
tik ist ihm vertraut. Viele Jahre 
hat sich Schwartze im Petitions-
ausschuss auch um die Belange 
von Patienten gekümmert. 

Zur Amtseinführung sagte 
der 47-jährige Schwartze: „Die 
Amtsübernahme gibt mir die 
Möglichkeit, mich zukünftig bei 
der Weiterentwicklung des Ge-
sundheitswesens zielgerichtet als Sprachrohr der Patientinnen und 
Patienten für deren Rechte und Interessen starkzumachen. 

Insbesondere werde ich mich dafür einsetzen, das Gesundheits-
system transparenter zu gestalten, die Patientenrechte zu stärken 
und die Gesundheitskompetenz der Bürgerinnen und Bürger durch 
Unterstützungs- sowie Beratungsangebote weiter zu verbessern.“

Der SoVD gratuliert Stefan Schwartze zum neuen Amt und der 
Vertrauensposition in besonderer Verantwortung.

Claudia Moll

Stefan Schwartze

Gutachten zu
Rechten von 
Patienten

Es ist ein Albtraum für alle, 
die sich voller Vertrauen in 
die Hände der Medizin ge-
ben: die Vorstellung, Opfer 
eines Behandlungsfehlers 
zu werden. Aber um die 
Patient*innenrechte steht es 
schlecht in Deutschland. 

Wie die Rechtslage ist, wel-
che Rechtsmittel Opfer ha-
ben und was dringend besser 
werden muss, klärt ein neues 
Gutachten des SoVD. Es wird 
am Dienstag, 8. Februar, um 
10 Uhr im Haus der Bundes-
pressekonferenz veröffent-
licht. Autor ist Prof. Dr. Tho-
mas Gutmann von der Uni 
Münster. Gutmann hat dort 
den Lehrstuhl für Bürgerli-
ches Recht, Rechtsphiloso-
phie und Medizinrecht inne. 

Über die Veröffentlichung 
wird ausführlich berichtet. 

Schutz für Frauen bei Gewalt
Der SoVD mahnt, ein drängendes Problem energisch anzugehen: geschlechtsspezifische Gewalt. 

Schon lange macht er auch auf Unterstützungsangebote für Betroffene aufmerksam, hilft etwa dabei, 
das Hilfetelefon „Gewalt gegen Frauen“ mit der Nummer 08000 / 116 016 bekannter zu machen.

Zum Internationalen Tag 
gegen Gewalt an Frauen am 
25. November 2021 hatte sich 
SoVD-Bundesfrauensprecherin 
Jutta König zum einen an der 
Aktion „Wir brechen das Schwei-
gen“ beteiligt – mit einem Foto 
in den sozialen Medien und Ver-
weis auf die Hotline. Zum an-
deren wandte sich der Verband 
mit der Pressemitteilung „SoVD 
fordert mehr Engagement im 
Kampf gegen Gewalt an Frau-
en“ an Öffentlichkeit und Poli-
tik: Die neue Bundesregierung 
müsse die Istanbul-Konvention 
umsetzen. Jetzt steht es endlich 
so im Koalitionsvertrag.

Das bundesweite Hilfetelefon 
„Gewalt gegen Frauen“ ist eine 
wichtige erste Anlaufstelle für 
Betroffene, gerade in Corona-
Zeiten. Rund um die Uhr sind 
die Beraterinnen erreichbar. 
2020 berieten sie in 51.407 
Fällen, 15 Prozent mehr als 
2019. Dabei nahmen Anfragen 
zu häuslicher Gewalt stark zu: 
Alle 22 Minuten fand Beratung 
dazu statt. Das ist ein zentrales 
Ergebnis im Jahresbericht 2020.

Jede dritte Frau hat
Gewalterfahrungen

Schon vor Corona war die 
Häufigkeit der Gewalt in 
Deutschland „erschreckend“, so 
Jutta König. Die Pandemie habe 
laut Kriminalstatistik das Prob-

lem weiter verschärft. 
Jede dritte Frau hierzulande 

erlebt mindestens einmal im 
Leben körperliche und / oder 
sexualisierte Gewalt; bei etwa 
jeder vierten ist es der Partner. 
Das sind Angaben des Bundes-
amts für Familie und zivilgesell-
schaftliche Aufgaben (Behörde 
des BMFSFJ). Formen wie psy-
chische Gewalt kommen hinzu.

„Viele sprechen aber aus 
Scham und Angst nicht darüber, 
weil ihnen das Gefühl vermittelt 
wird, dass sie eine Mitschuld 
tragen“, so König. „Betroffene 
Frauen müssen wissen, dass sie 
nicht allein sind und es Wege 
aus der Gewalt gibt.“ 

Anlaufstellen vor Ort –
auch barrierefrei 

Die Hotline nennt Hilfen vor 
Ort. Doch ist etwa in Frauen-
häusern die Lage schwierig. Das 
Portal www.frauenhaus-suche.
de zeigt, welches Haus frei ist – 
und ob es barrierefrei ist. Denn 
Mädchen und Frauen mit Be-
hinderungen erleben zwei- bis 
dreimal häufiger Gewalt. � ele

Hilfetelefon als wichtige Anlaufstelle für Betroffene – SoVD fordert Prävention

SoVD-Bundesfrauensprecherin Jutta König beteiligte sich in den so-
zialen Medien an der Mitmachaktion „Wir brechen das Schweigen“.

Das Hilfetelefon „Gewalt gegen 
Frauen“ hat bundesweit die Num-
mer 08000 / 116 016. Es ist kosten-
los, barrierefrei, mehrsprachig und 
anonym. Auf www.hilfetelefon.de 
sind Online-Beratung und Gebär-
densprachdolmetschen möglich.

SoVD-Jugend diskutiert Regierungspläne
Seit der Bundesjugendkonferenz im Oktober 2021 arbeitet der 2018 gewählte Bundesjugendvorstand in seiner jetzigen Zusammen-

setzung. Am 4. Dezember traf er sich zur Abschlusssitzung des vergangenen Jahres. Wegen der Corona-Pandemie fand sie digital statt 
– Videokonferenzen sind inzwischen längst zur Normalität geworden. Die Teilnehmenden hatten viel zu besprechen.

Zu Beginn wurden die auf 
der Bundesjugendkonferenz 
nachgewählten Neumitglieder 
des Bundesjugendvorstandes 
herzlich begrüßt: Mit dabei sind 
jetzt Celine Kempe als Vertre-
terin des gewählten Landesgre-
miums in Berlin-Brandenburg, 
Janna Ahrens als Vertreterin des 
gewählten Landesgremiums in 
Nordrhein-Westfalen und Sarah 
Dehn, die nun als Beisitzerin 
zum Vorstand gehört. 

Neben Berichten gab es einen 
lebendigen Austausch. Denn die 
Mitglieder diskutierten intensiv 
und ausführlich den Koalitions-
vertrag der neuen Regierung 
aus jugendpolitischer Sicht. Sie 
berichteten außerdem über ihre 
Arbeit in den Landesverbänden 
und legten gemeinsam die Sit-
zungstermine für 2022 fest.

Abschlusssitzung des Bundesjugendvorstandes 2021 – Themen und Termine für 2022

Das abgeschlossene Jahr 
2021 war für die SoVD-Jugend 
besonders. So markierte es für 
die 1971 als „integ“ gegründete 
Jugendorganisation unter an-
derem ihr 50-jähriges Bestehen. 
Das feierte sie mit einer Jubilä-
umsveranstaltung mit Festvor-
trag und der Podiumsdiskussion 
„Inklusion in Pandemiezeiten“. 
Auch die Bundesjugendkonfe-
renz fand in diesem Rahmen 
statt („Soziales im Blick“ berich-
tete in der November-Ausgabe). 

Auch 2022 setzt sich die 
SoVD-Jugend besonders gegen 
Diskriminierung und für Inklusi-
on ein. Alle Verbandsmitglieder 
bis 27 Jahre gehören dazu und 
können über die Landesverbän-
de gern mitmachen. Mehr steht 
auf www.sovd.de unter „Über 
uns“ – „SoVD-Jugend“.� ele 

Digitale Sitzung: Dr. Simone Real (stellv. Abteilungsleiterin Sozialpo-
litik, oben Mitte) und Armin Dötsch (Bundesjugendbeauftragter des 
SoVD-Bundesvorstandes, unten Mitte) mit dem Bundesjugendvor-
stand, v. li. oben im Uhrzeigersinn: Sarah Dehn, Celine Kempe, 1. Vor-
sitzender Sebastian Freese, Alexander Menzel und Sabrina Struck. 
Es fehlen die Vorstandsmitglieder Andreas Hupe und Janna Ahrens.

Foto: Kevin Pusch
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Corona ist eine enorme He-
rausforderung für die ganze 
Gesellschaft. Sie betrifft alle 
Bereiche des persönlichen und 
öffentlichen Lebens. Auch die 
sozialen Folgen sind gravierend. 
Denn in der Krisensituation be-
stätigen und verstärken sich vor 
allem soziale Unterschiede. Oh-
nehin benachteiligte Menschen 
trifft Corona noch stärker. Das 
gilt insbesondere für obdachlo-
se Menschen. 

Einsatzbereitschaft und 
Solidarität sind gefragt

„Schon mit dem ersten Lock-
down, den Kontaktverboten, den 
Aufrufen, zu Hause zu bleiben, 
stellte sich für uns die Frage, 

wie Menschen ohne Obdach 
diese Situation überhaupt be-
wältigen könnten“, sagt Bundes-
vorstandsmitglied Armin Dötsch, 
der gleichzeitig Schatzmeister 
im SoVD-Landesverband Berlin-
Brandenburg ist. „Neben den 
notwendigen staatlichen Hilfen 
sind deshalb vor allem in den 
großen Städten Solidarität und 
Einsatzbereitschaft enorm wich-
tig. Wir sind hier alle gefragt!“

Die Hilfsaktion für obdachlose 
Menschen lag auch im wörtli-
chen Sinne „nah“: In der Kurmär-
kischen Straße 1–3 in Berlin, 
ganz in der Nähe der Geschäfts-
stelle des SoVD-Landesverban-
des Berlin-Brandenburg, hat 
die Kältehilfe eine Einrichtung, 

in der Obdachlose von Anfang 
Oktober bis Ende März wohnen 
können. Einlass ist abends ab 
18.30 Uhr bis 22 Uhr. Geweckt 
wird morgens um 7 Uhr.

Einrichtung der Kältehilfe 
liegt im sozialen Brennpunkt

Ehrenamtliche Helfer*innen 
unterstützen die Einrichtung,  
kontrollieren den Eingang, füh-
ren bei den Gästen Corona-Tests 
durch. Sie sind auch für die Es-
sensausgabe und den Weck-
dienst zuständig. Hin und wieder 
gelingt es zudem, einen Musiker 
zu finden, der eine Stunde für die 
Gäste spielt. 

Die Not ist im ganzen Viertel 
deutlich sichtbar. Armut, Prosti-

tution, Drogen und Gewalt sind 
hier Alltag und besitzen traurige 
Normalität. „An wenigen Orten 
sind Menschen so sehr sich selbst 
der Nächste, und an wenigen 
Stellen in der Stadt ist soziales 
Handeln so angebracht wie hier“, 

In einer beispielhaften Aktion hat der SoVD-Ortsverband Berlin-Mitte am zweiten Weihnachtstag 
Essen für Obdachlose gespendet. Im Berliner Brennpunktviertel an der Kurfürstenstraße in Tiergarten 
wurde ein Weihnachtsmenü an bedürftige Menschen ausgegeben. Bundesvorstandsmitglied Armin 
Dötsch, der das Essen – Gefügelgeschnetzeltes, Kartoffeln und ein leckeres Dessert – in großen 
Mengen persönlich zubereitet und angeliefert hatte, teilte die Portionen gemeinsam mit Ortsver-
bandsmitglied Dominique Botembe aus. Auch die Materialkosten wurden vom Ortsverband Berlin-
Mitte gesponsort. Die Freude bei den Besucher*innen der Kältehilfe-Einrichtung, mit der der SoVD-
Ortsverband bereits im zweiten Jahr zusammenarbeitet, war spürbar. 

Berliner Ortsverband kocht für die Kältehilfe

Bundesvorstandsmitglied Armin Dötsch (re.) kochte und spendete 
ein Weihnachtsmenü für Gäste einer Einrichtung der Kältehilfe in 
Berlin. Die Portionen teilte er gemeinsam mit Ortsverbandsmit-
glied Dominique Botembe (li.) aus.

weiß auch Dominique Botembe. 
Gemeinsam mit allen anderen 
Helfer*innen und ehrenamtlich 
Tätigen hofft er, dass diese und 
ähnliche Aktionen möglichst 
viele Nachahmer*innen finden 
werden.

Berlin-Brandenburg

Meta Günther ist seit Mitte 
Januar die neue 1. Landesvor-
sitzende des SoVD Bayern. 

Die Medienberaterin aus dem 
Ortsverband München, die die-
sen Monat auch Geburtstag hat, 
ist seit 2001 Verbandsmitglied. 
Schon zuvor engagierte sie sich 
ehrenamtlich. Der SoVD gratu-
liert und wünscht Meta Günther 
alles Gute für ihre Tätigkeit.

Personalien

Kirsten Grundmann, 2. Landes-
vorsitzende Schleswig-Holstein 
und Bundesvorstandsmitglied, 
wird am 23. Februar 60 Jahre alt. 
Herzlichen Glückwunsch!

1983 trat Grundmann dem 
SoVD bei und ist seitdem 2. Se-
geberger Kreisvorsitzende. Seit 
2015 leitet sie zudem den Orts-
verband Bad Segeberg. Im Lan-
desvorstand ist sie seit 2019. 

Seit 2019 ist Sigrid Jahr 
als Sozialrechtsberaterin für 
den SoVD im Landesverband 
Rheinland-Pfalz / Saarland für 

den Norden zuständig. Da sie 
im grenznahen Diez wohnt, hat 
sie ein Jahr später auch noch 
die Beratung im Osten des 

Landesverbandes Hessen über-
nommen. Zusammen mit ihren 
Kolleg*innen betreut sie fast 
100 Fälle pro Jahr. Das beginnt 
mit einem kostenlosen, persön-
lichen Beratungsgespräch und 
kann sich bei einem Gang vor 
Gericht bis zu drei Jahre hin-
ziehen. Selbst Widerspruchs-
verfahren gegen Behördenbe-
scheide dauern bis zu einem 
Jahr. Coronabedingter Personal-
mangel in den Ämtern hat die 
Abläufe noch verlängert.

„Als ich angefangen habe 
zu studieren, war das Sozial-
gesetzbuch so dünn wie ein 
Taschenbuch, heute ist es ein 
dicker Wälzer“, erinnert sich die 
58-Jährige. Aber durch die stän-
digen Änderungen und neuen 
Gesetze bleibe es auch ab-
wechslungsreich. Ihr Interesse 
an Medizin kommt Sigrid Jahr 
bei ihrer Beratungstätigkeit im 
SoVD ebenfalls zugute, denn 
bei Ansprüchen gegenüber den 
Krankenkassen, dem Medizini-
schen Dienst oder bei der Be-
antragung von Erwerbsminde-
rungsrente gehören das Lesen 
und Verstehen von ärztlichen 
Gutachten und Befunden dazu.

Neben Fachwissen ist Em-

pathie ein wichtiger Faktor in 
Sigrid Jahrs Tätigkeit: „Wenn ich 
erst Ende 20 wäre, könnte ich 
mich wohl nicht so einfühlen 
wie jetzt mit meiner Lebenser-
fahrung.“ 

Erfahrung und Feingefühl 
helfen ihr, zu Hilfesuchenden 
mit schweren Schicksalen Ver-
trauen aufzubauen und die 
manchmal sehr schmerzhaften 
Informationen zu erhalten, die 
nötig sind, um den Fall erfolg-
reich zu vertreten. Abschalten 
kann Sigrid Jahr trotzdem gut, 
zum Beispiel, indem sie mit ih-
rem Hund spazieren geht.

„Ich gehe gerne zur Arbeit, 
denn sie macht Sinn“, sagt die 
Sozialrechtsberaterin. So konn-

„Feingefühl ist bei der Beratung wichtig“
Sozialrechtsberaterin Sigrid Jahr konnte schon vielen SoVD-Mitgliedern zu ihrem Recht verhelfen

te sie für eine jahrelang miss-
brauchte Frau nach dem Opfer-
entschädigungsgesetz mit dem 
Grad 80 eine lebenslange, an-
rechnungsfreie Rente erkämp-
fen. Ein anderes Mitglied litt an 
so heftigen Migräneanfällen, 
dass auch eine stundenwei-
se Arbeit nicht mehr möglich 
war. Dank Sigrid Jahrs Einsatz 
wurde ihm die volle Erwerbs-
minderungsrente zugestanden. 
Beides wird selten bewilligt.

Die Erfolge von Sigrid Jahr 
und ihren Kolleg*innen der 
SoVD-Rechtsberatung zeigen, 
dass sich die Mitgliedschaft im 
SoVD lohnt. Im Notfall steht der 
Verband an der Seite seiner Mit-
glieder. � bg

Sigrid Jahr ist Juristin für Sozialrecht. Sie hilft SoVD-Mitgliedern 
engagiert und versiert bei der Durchsetzung ihrer Rechte.

Foto: Matthias Kehrer / Fotowerkstatt Kaiserslautern

Die Sozialrechtsberatung ist eine der Säulen des SoVD. Jurist*innen helfen Ratsuchenden durch 
den Paragrafendschungel und versuchen, die Ansprüche der Mitglieder bei Behörden und Ämtern 
durchzusetzen – oft erfolgreich. Eine von ihnen ist Sigrid Jahr. Sie arbeitet als Sozialrechtsberaterin 
für die Landesverbände Rheinland-Pfalz / Saarland und Hessen.

Foto: Janine Guldener
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Sport kann helfen, Demenz vorzubeugen 
Bewegung und leichtes Training fördern den Körper und sorgen dafür, dass man nicht einrostet. Das gilt im Alter umso mehr. Außer-

dem trägt die körperliche Leistungsfähigkeit in einem hohen Maße zum Selbstvertrauen und somit auch zu einem aktiven Alltag bei 
– beides Faktoren, die einen positiven Einfluss auf den Erhalt der kognitiven Fähigkeiten haben. Dies bekräftigte erneut eine Studie von 
Neurowissenschaftler*innen im Rahmen eines koordinierten Forschungsprojektes an der Deutschen Sporthochschule (DSHS) in Köln.

Damit Sport der Entwicklung 
einer Demenz vorbeugt und 
sich sogar positiv auf die geisti-
ge Leistungsfähigkeit auswirkt, 
kommt es dabei vor allem auf 
die Regelmäßigkeit an, mit der 
Bewegung und ein moderates 
Training stattfinden. Demnach 
kann man, indem man einmal 
wöchentlich eine Runde geht, 
ein wenig altersbedingte Dege-
nerationserscheinungen aufhal-
ten – Verbesserungen werden 
jedoch nicht erzielt. Ab zwei, 
drei Mal Sport in der Woche 
sind hingegen deutlich positi-
ve Effekte zu erkennen, so die 
Neurowissenschaftler*innen.

Bei der Erklärung dafür, warum 
Sport die Leistungsfähigkeit des 
Geistes fördern kann, berufen 
sich Wissenschaftler* innen un-
ter anderem auf neurophysiolo-
gische Mechanismen.

Der Erklärungsansatz lautet 
einfach ausgedrückt: Weil Sport 
den Körper fordert, kommt es 

zu Umbauprozessen, und diese 
wirken sich anscheinend auch 
positiv auf das zentrale Nerven-
system aus. 

Ganz wichtig ist aus Sicht der 
Forscher*innen überdies, dass 
Sport körperlich fit mache. Dies 

führe auch dazu, dass ältere 
Menschen sich wieder mehr zu-
trauten und sich wieder mehr in 
der Alltagswelt bewegten und 
daran teilnähmen. Das wirke Ver-
einsamungsprozessen entgegen, 
und Isolation sei ein Hauptrisiko-

Bewegung wirkt sich gerade im Alter positiv auf die geistige Leistungsfähigkeit aus 

faktor für die Entwicklung einer 
Demenz. Viele ältere Menschen 
zögen sich zurück, blieben zu 
Hause, trauten sich nichts mehr 
zu. Wo nur noch wenig passiere, 
komme es zu einem Abbau. 

Das Gehirn brauche Input und 
Forderung auf verschiedenen 
Ebenen, die etwa beim Kreuz-
worträtsel-Lösen in den eigenen 
vier Wänden nicht ausgereizt 
werden könnten. 

Als Positivbeispiel nannten 
die Wissenschaftler*innen das 
Einkaufen. Dafür brauche es eine 
Art „Navigationsfähigkeit“, die 
sowohl das Langzeitgedächt-
nis („In welchem Regal standen 
welche Sachen?“) als auch das 
Kurzzeitgedächntnis („Was woll-
te ich kaufen?“) fordere. 

Voraussetzung dafür, das Ge-
hirn regelmäßig durch Bewe-
gung zu trainieren, sei es na-
türlich, dass Menschen gesund 
genug sind, um die Wohnung zu 
verlassen.� Veronica Sina

Wer in Bewegung ist, traut sich mehr zu und bleibt Studien zufolge 
auch geistig oftmals länger fit. 

Foto: alex.pin / Adobe Stock

Besonders über 80-Jähri-
ge erhalten nach einer Studie 
die Diagnose „Adipositas“. Dies 
geht aus einem Bericht hervor, 
den das Zentralinstitut für die 
kassenärztliche Versorgung vor 
Kurzem vorstellte.

Demnach waren 2009 6,4 
Prozent der Männer zwischen 
85 und 89 Jahren fettleibig. Im 
Jahr 2018 habe sich der Anteil 
bereits auf 12,9 Prozent etwa 
verdoppelt. Bei Frauen sei ein 
noch höherer Anteil von der 
Diagnose betroffen. So wurden 
2009 etwa 8,3 Prozent der Frau-
en in der gleichen Altersgruppe 
für fettleibig erklärt, 2018 waren 
es schon rund 14,8 Prozent.

Bei der Studie wurden auch 
geografische Unterschiede fest-
gestellt. So seien in den östlichen 
Bundesländern mehr Menschen 
von Fettleibigkeit betroffen als 
im restlichen Deutschland. Spit-
zenreiter sei Mecklenburg-Vor-
pommern, gefolgt von Sachsen-
Anhalt und Brandenburg. Das 
Institut untersuchte Zahlen von 
gesetzlich Krankenversicherten 
zwischen 2009 und 2018. 

Die Corona-Pandemie hat 
dazu beigetragen, das Ernäh-
rungs- und Bewegungsverhal-
ten von Erwachsenen zum Ne-
gativen zu verändern. So lautet 
das Ergebnis einer weiteren 
Studie, die an der Technischen 
Universität München (TUM) 
durchgeführt wurde. Das Else 
Kröner-Fresenius Zentrum für 
Ernährungsmedizin (EKFZ) an 
der TUM führte die Erhebung 
gemeinsam mit dem Meinungs-
forschungsinstitut Forsa durch. 
Befragt wurden dabei im April 
2021 insgesamt 1.001 Erwach-
sene im Alter zwischen 18 und 
70 Jahren im Rahmen eines sys-
tematischen Zufallsverfahrens. 

40 Prozent der Befragten
haben seit Corona zugelegt

Rund 40 Prozent der Befrag-
ten hatten der späteren Studie 
zufolge seit dem Beginn der 
Pandemie zugenommen. In der 
zweiten Erhebung war gaben 
vor allem jüngeren Menschen,  
eine starke Gewichtszunahme 
zu Protokoll. 

Dass sie seit Beginn der Coro-

na-Pandemie zugenommen hät-
ten, gaben demnach überdurch-
schnittlich häufig die 30- bis 
44-jährigen (48 Prozent) sowie 
diejenigen Befragten an, die be-
reits zuvor ein Gewichtsproblem 
hatten (53 Prozent). 

Auffallend war dabei: Je höher 
der Body-Mass-Index (BMI) der 
Befragten war, desto häufiger 
gaben sie an, dass sie seit Beginn 
der Pandemie zugenommen hat-
ten. Im Durchschnitt lag die Ge-
wichtszunahme bei 5,6 Kilo, bei 
den Befragten mit einem höhe-
ren BMI von über 30 ergab sich 
sogar eine Gewichtszunahme 
von durchschnittlich 7,2 Kilo.

Über 60 Prozent der Befragten 
gaben an, dass sich ihr Ernäh-
rungsverhalten seit Beginn der 
Pandemie nicht grundlegend 
verändert habe. Vergleichswei-
se häufig sagten die Befragten, 
dass sie nun mehr Zeit zum Es-
sen hätten (33 Prozent) und dass 
sie häufiger aus Langeweile 
äßen (28 Prozent). Überwiegend 
ungünstige Lebensmittel wie 
Süßigkeiten, Fast Food oder zu-
ckergesüßte Getränke nahmen 

demnach vor allem Menschen 
zu sich, die sich durch die Pande-
mie psychisch belastet fühlten. 

Als Grund für gleichzeitige 
Bewegungsrückgänge nannte 
mehr als die Hälfte der Befrag-
ten, dass sie weniger Bewegung 
im Alltag hätten, aber auch, dass 
die Räumlichkeiten für Einzel- 
oder Gruppensport – etwa Turn-
hallen oder Fitnessstudios – ge-
schlossen seien (53 Prozent).

Corona und Adipositas 
verbindet ein Teufelskreis

Als eine der großen Bevölke-
rungskrankheiten, nicht nur in 
der westlichen Welt, verursacht 

Eine wachsende Zahl an Menschen in Deutschland leidet unter Adipositas. Dick zu sein, geht für 
viele Menschen mit einem hohen Leidensdruck einher. Fettleibigkeit verursacht außerdem häufig 
komplexe Begleit- und Folgeerkrankungen. Mehreren Studien zufolge nahm bereits vor den pan-
demiebedingten Einschränkungen die Zahl der stark übergewichtigen Menschen zu. Die Corona-
Pandemie beeinflusst darüber hinaus das Ernährungs- und Bewegungsverhalten vieler Erwachsener 
negativ, und damit auch ihr Gewicht. 

Immer mehr Menschen sind fettleibig
Pandemie als Treiber für Adipositas – Bewegungsrückgang und falsche Ernährung bedingen Gewichtszunahmen

Als fettleibig gilt laut Weltgesundheitsorganisation (WHO), wer 
einen Body-Mass-Index (BMI) von mehr als 30 hat. 

Foto: JPC-PROD / Adobe Stock

Adipositas auch enorme medizi-
nische Versorgungskosten. 

Als adipös gilt laut Weltge-
sundheitsorganisation (WHO), 
wer einen Body-Mass-Index 
(BMI) von mehr als 30 hat. Den 
BMI erhält man, indem man sein 
Gewicht durch die Körpergröße 
zum Quadrat teilt.

Da mit dem BMI auch das Ri-
siko steigt, schwer an Corona 
zu erkranken, entstehe häufig 
ein Teufelskreis, betonten die 
Wissenschaftler*innen. 

Unabhängig von Covid-19 kos-
tet ein deutlich zu hohes Gewicht 
in Deutschland jährlich etwa 
100.000 Menschenleben. � veo

Krankheit ist nicht ansteckend

Viele Gerüchte
zu Alzheimer

Rund um die Alzheimer-Krank-
heit ranken sich einige Gerüchte. 
Eins davon: Alzheimer sei keine 
Krankheit, sondern ganz normal 
bei alten Menschen. Ein Irrtum, 
sagt die Alzheimer Forschung 
Initiative e. V. (AFI). Denn ein or-
ganisch gesundes Gehirn wird 
im hohen Alter zwar langsamer, 
kann aber noch sehr leistungs-
fähig sein. Alzheimer ist dagegen 
eine Erkrankung. Entsprechende 
Ablagerungen werden in bildge-
benden Verfahren sichtbar.

Es gibt überdies keinen wis-
senschaftlichen Nachweis, dass 
Alzheimer beim Menschen an-
steckend ist – ein weiteres hart-
näckiges Gerücht. Die Krankheit 
habe auch nichts mit einer erhöh-
ten Aluminium-Aufnahme zu tun, 
betonen die Forscher*innen. Bei 
der höheren Konzentration im 
Gehirn Verstorbener gehen Fach-
leute von einer Begleiterschei-
nung, nicht einer Ursache aus.

Medikamente können einen 
Alzheimerverlauf verlangsamen, 
auch Begleiterscheinungen wie 
Depressionen oder Aggressionen 
sind behandelbar. 
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Aufgrund der fortschreiten-
den Augenerkrankung Retinitis 
pigmentosa bleibt dem 53-jäh-
rigen Frank Schulte nur ein 
kleiner Sehrest. Im Verlauf der 
nicht heilbaren Erkrankung ver-
mindert sich die Sehfähigkeit 
durch eine zunehmende Zerstö-
rung der Netzhaut. Viele Jahre 
lang habe er sich gut mit dem 
Langstock fortbewegen können, 
sagt Schulte. Aber da die Krank-
heit voranschreitet und in den 
vergangenen Jahren weitere 
körperliche Einschränkungen 
hinzugekommen waren, bean-
tragte er 2018 bei seiner Kran-
kenversicherung, der Techniker 
Krankenkasse (TK), die Kosten-
übernahme für einen Blinden-
führhund. „Ich habe eine augen-
ärztliche Verschreibung für den 
Führhund mitgeschickt und ei-
nen Kostenvoranschlag für die 
Anschaffung beigefügt“, erzählt 
er. Schulte hatte gründlich über 
die Entscheidung nachgedacht: 
„Ich kenne schon sehr lange 
die Sprecherin einer Führhund-
Gruppe und habe 15 Jahre lang 
überlegt, ob ich mir selbst auch 
einen Hund anschaffen sollte.“ 
Denn natürlich bedeute das 
auch viel Verantwortung für ein 
Lebewesen, so Schulte.

Krankenkasse verweist auf 
andere Hilfsmittel

Die TK schickte einen ne-
gativen Bescheid und lehn-
te die Kostenübernahme für 
den Führhund ab. Stattdessen 
schlug die Krankenkasse vor, 

das SoVD-Mitglied solle den 
Langstock benutzen, und ver-
wies auf einen Hindernismel-
der als Hilfsmittel. Daraufhin 
wandte sich Schulte zur Unter-
stützung an den SoVD. 

„Es ist leider nicht ungewöhn-
lich, dass Krankenversicherun-
gen Anträge aus Kostengründen 
ablehnen und auf andere Hilfs-
mittel verweisen“, weiß Anja 
Gieselmann, Sozialberaterin 
im SoVD-Beratungszentrum 
Hannover. Die Anschaffungs-
kosten für speziell ausgebilde-
te Blindenführhunde liegen bei 
etwa 25.000 Euro, dazu kom-
men fortlaufende Haltungs-
kosten. „Blinde haben Anspruch 
auf Behinderungsausgleich, der 
es ihnen ermöglicht, sich sicher 
und unabhängig zu bewegen. 
Dieses Hilfsmittel muss geeig-
net, erforderlich und verhält-
nismäßig, also wirtschaftlich, 
sein“, schildert Gieselmann. Für 
die Sozialberaterin ist jedoch 
unverständlich, dass Schultes 
Krankenkasse nur nach Akten-
lage entschieden hatte.

SoVD führt Widerspruchs-
verfahren

Der SoVD legte für Schulte 
Widerspruch bei der TK ein 
und begründete darin genau, 
warum ein Führhund zur Fort-
bewegung und Orientierung er-
forderlich sei: Denn neben dem 
Sehen ist auch Schultes Hörver-
mögen deutlich eingeschränkt. 
„Die Hörminderung ist so stark 
ausgeprägt, dass Herr Schulte 

Geschwindigkeiten und Entfer-
nungen von Fahrzeugen, vor al-
lem von E-Autos, nicht einschät-
zen kann“, sagt Gieselmann. 
Aufgrund der Blindheit und der 
Hörminderung sei Schulte im 
Straßenverkehr sehr gefährdet 
und ein Langstock nicht hilf-
reich, schildert sie. Zudem habe 
er eine Einschränkung der Wir-
belsäule, die es ihm erschwere, 
den Langstock zu halten. Dies 
führe zudem zu Schwindel und 
Schulterschmerzen. Schulte 
hat bereits zwei große Rücken-
Operationen hinter sich, bei 
denen Stäbe zur Stabilisierung 
seiner Wirbelsäule eingesetzt 
wurden. Doch auch den Wi-
derspruch des SoVD wies die 
TK nach einem Jahr ab. Giesel-
mann kann diese Entscheidung 
nicht nachvollziehen: „Die 
Krankenkasse kennt die Grund-
erkrankungen des Mitglieds 
und hätte ein aktuelles Gut-
achten über seine Einschrän-
kungen einholen können.“ Auch  
Schulte hat kein Verständnis für 
die Argumente der TK. Vor allem 
ärgerte er sich darüber, dass die 
Krankenkasse den beigefügten 
Untersuchungsbericht seines 
Ohrenarztes nicht ernst ge-
nommen hatte. Für ihn sei aber 
klar gewesen, dass er nicht auf-
geben werde: „Ich habe gleich 
gesagt: ‚Dann klagen wir eben.‘“

Einlenken der Versicherung
Im Juli 2020 reichte Giesel-

mann beim Sozialgericht Han-
nover eine Klage gegen die 

TK ein. In der Hoffnung, die 
Entscheidung zu beschleuni-
gen, beauftragte Schulte ein 
Gutachten über sein Hörver-
mögen. Ein unabhängiger Arzt 
untersuchte ihn noch einmal 
ganz genau und erstellte ein 
21-seitiges Gutachten. Dieses 
bestätigte, dass eine erhebliche 
Hörminderung vorliegt. Nach 
einem Jahr im Klageverfahren 
lenkte die TK ein und erkannte  
Schultes Anspruch auf einen 
Führhund an. Seit einigen Mo-

naten lebt der Hund bei ihm. 
Damit aus Halter und Hund ein 
Team wird, gebe es eine Ein-
weisung der Führhund-Schule, 
die noch nicht abgeschlossen 
sei, berichtet Schulte. Noch 
stimmen sich beide genau auf-
einander ein. „Natürlich ist das 
auch mit Arbeit verbunden“, 
sagt Schulte. „Aber meine Frau 
und ich sind sehr froh, dass der 
Hund nun da ist, und freuen uns 
darüber, was er mir ermöglicht 
und zurückgibt.“� sam

Anspruch auf Führhund: SoVD hilft Mitglied
Gesetzlich Krankenversicherte haben einen Anspruch auf Hilfsmittel, die eine bei ihnen vorliegende Behinderung ausgleichen. So können Krankenversicherungen 

grundsätzlich auch Anschaffungs- und Haltungskosten für einen Blindenführhund übernehmen, da dieser hilft, eine Sehbehinderung auszugleichen. Anspruchsberechtigt 
sind Personen, die blind oder hochgradig sehbehindert sind. Doch oftmals werden Ansprüche abgelehnt – wie im Fall des SoVD-Mitglieds Frank Schulte. Erst im Klage-
verfahren, das der SoVD für sein Mitglied führte, lenkte die Krankenversicherung schließlich ein. 

Niedersachsen

Foto: Minko Chernev / Adobe Stock  

Damit ein Blindenführhund gut führen lernen kann, kommt er in 
jungen Jahren zu seinem*seiner Halter*in. Gemeinsam muss ein 
spezielles Training absolviert werden. 

Kleiner Einsatz, große Wirkung:  
Hinterlassen Sie bleibenden Eindruck!

www.sovd-shop.de
Schauen Sie vorbei, und entdecken Sie die Werbemittelwelt des SoVD:

Ob praktische Helferlein im Alltag, Streuartikel für Ihren Messestand oder  
kleine Präsente für Technik-Freunde – in unserem Werbemittel-Shop  
finden Sie viele Artikel, mit denen Sie Ihre ehrenamtliche Arbeit unterstützen  
oder einfach anderen eine Freude machen können. Damit bleiben Sie in  
Erinnerung, denn – über ein kleines Geschenk freut sich jeder!
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Landesverband

Landesgeschäftsstelle Mitteldeutschland: Moritzstraße 2 F · 39124 Magdeburg

Mitteldeutschland Tel. (0391) 2 53 88 97
Fax (0391) 2 53 88 98
E-Mail: info@sovd-mitteldeutschland.de 
Internet: www.sovd-mitteldeutschland.de 
1. Landesvorsitzende: Kerstin Römer 
Landesgeschäftsführer: Holger GüssauThüringen | Sachsen-Anhalt | Sachsen

Die Tagesfahrt wurde gerne angenommen, denn die Gelegenheit 
zum Zusammensein gibt es zurzeit selten..

Am Internationalen Tag gegen Gewalt an Frauen machten Vertreterinnen verschiedener Institutionen 
auf die Problematik aufmerksam. An der Aktion „Gewalt kommt nicht in die Tüte“ beteiligte sich unter 
anderem auch die Bäckerei Steinecke.

Die Teilnehmerinnen informierten Passantinnen und Passanten 
auch über das Hilfetelefon. 

Ein deutlicher Anstieg
Sachsen-Anhalt   Das Netzwerk für Chancengleichheit des Landkreises Jerichower Land hatte am 

Internationalen Tag gegen Gewalt an Frauen einen Aktionstag geplant. Daran wollten sich auch 
Mitglieder des SoVD-Landesfrauenausschusses von Mitteldeutschland beteiligen. 

Der Frauenausschuss hatte 
geplant, mit Aufstellern und 
Flyern aus vielen verschiede-
nen Perspektiven auf das The-
ma aufmerksam zu machen. Der 
Aktionstag wurde allerdings 
kurzfristig wegen der steigen-
den Corona-Infektionszahlen 
abgesagt.

Anders in der Landeshaupt-
stadt Magdeburg: Hier hatte 
das Netzwerk Frauenschutz 
zum Mitmachen gegen Gewalt 
aufgerufen. Mit der Aktion „Ge-
walt kommt nicht in die Tüte“ 
wurde nun schon im zweiten 
Jahr anlässlich des Internatio-
nalen Tages gegen Gewalt an 
Frauen auf das unverändert 
hochaktuelle und vordringliche 
Thema aufmerksam gemacht.

54 Bäckereien in der Lan-
deshauptstadt und im Um-
land unterstützten die Ak-

tion. Zahlreiche engagierte 
Mitglieder des Netzwerkes so-
wie Vertreter*innen der Stadt-
verwaltung und des Stadtrates 
waren vor Ort dabei.

An der Aktion beteiligte sich 
auch die Landesfrauenspreche-
rin des SoVD Mitteldeutschland, 
Monika Lück. In Gesprächen 
mit den einzelnen Netzwerk-
vertreterinnen wurde deutlich, 
dass die Zahlen im Bereich der 
Gewalt im sozialen Nahraum 
weiterhin auf einem alarmie-
renden und erschreckenden Ni-
veau sind. „Allgemein wird von 
einer hohen Dunkelziffer aus-
gegangen“, weiß Monika Lück, 
„da viele Frauen ihren Partner 
oder Ex-Partner nicht anzeigen 
oder die Polizei nicht informiert 
wird.“

Konkrete Zahlen während des 
Lockdowns liegen bisher nicht 

vor, ein signifikanter Anstieg 
von Gewalt gegen Frauen im 
häuslichen Umfeld durch die 
Corona-Pandemie lässt sich je-
doch jetzt schon erkennen, denn 
deutlich mehr Frauen wandten 
sich an das Hilfetelefon. Dieses 
Hilfetelefon bietet Frauen unter 
Tel.: 08000 / 11 60 16 rund um 
die Uhr kostenlose und anony-
me Beratungen in 18 Sprachen 
an. 

Die Auswertungen des bun-
desweiten Hilfetelefons zeigen, 
dass die Zahl der Beratungskon-
takte in den Corona-Lockdowns 
erheblich zugenommen hat. 
2020 wurden mehr als 51.000 
Beratungen dokumentiert, das 
sind rund 15 Prozent mehr als 
im Vorjahr.

Hilfe und Unterstützung fin-
den Opfer von Gewalt auch in 
den Frauenhäusern. Daher ist 
der Aus-, Um- und Neubau sowie 
die Sanierung von Frauenhäu-
sern und Fachberatungsstellen 
von großer Wichtigkeit. Der 
Bund stellt mit dem Bundesin-
vestitionsprogramm „Gemein-
sam gegen Gewalt an Frauen“ 
bis 2024 jedes Jahr 30 Millio-
nen Euro bereit. Das Programm 
wird in enger Zusammenarbeit 
mit den Ländern erfolgreich 
umgesetzt. Der nachhaltige und 
bedarfsgerechte Ausbau des 
Hilfesystems insbesondere für 
bislang unzureichend erreichte 
Zielgruppen, wie zum Beispiel 
Frauen mit Beeinträchtigungen, 
ist dabei auch das Ziel.

Aktion in Magdeburg gegen die zunehmende Gewalt an Frauen

Die Sehnsucht nach Ge-
selligkeit ist groß, gerade in 
der Corona-Zeit. Gemeinsame 
Veranstaltungen stärken den 
Zusammenhalt. Deshalb bot 
der Kreisverband seinen Mit-
gliedern Ende November 2021 
einen Tagesausflug an. Selbst-
verständlich wurden alle Hy-
gieneregeln eingehalten. Alle 
Mitglieder waren zweifach ge-
impft und sehr viele schon ge-
boostert.

Mit dem Bus ging es über den 
Oberharz nach Niedersachsen 
und weiter ins nordwestliche 
Thüringen nach Limlingerode. 
Busfahrer Randolf Schmidt konnte der SoVD-Reisegruppe viel 
Interessantes und Wissenswertes über die Landschaft und seine 
Ortschaften erzählen. Die Leichtigkeit und humorvolle Gestaltung 
seiner Unterhaltung gefiel allen, sodass auch sehr viel gelacht 
wurde. Höhepunkt war das gemeinsame Kaffeetrinken in Limlin-
gerode. Anschließend konnten in der Weihnachtsscheune kleine 
Weihnachtsgeschenke erworben werden. Gut erholt und gestärkt 
ging es dann mit dem Bus wieder zurück nach Wernigerode.

„Das Feedback unserer Mitlieder war eindeutig: ‚Super‘ und der 
Wunsch, bald wieder so eine gemeinsame Fahrt zu unternehmen“, 
freute sich die 1. Kreisvorsitzende Birgit Jungtorius. Besonderer 
Dank gilt der Organisatorin der Reise, der 2. Kreisvorsitzenden In-
grid Arndt sowie dem Busfahrer Randolf Schmidt.

Gemeinschaft genossen
Tagesfahrt des Kreisverbandes Wernigerode

Sachsen-Anhalt   Getreu dem SoVD-Motto „Gemeinsam statt 
einsam“ hatte der Kreisvorstand Wernigerode seine Mitglieder zu 
einer Fahrt im Advent eingeladen. Ziel war Limlingerode am süd-
lichen Harzrand im Norden Thüringens.

Fotos: Monika Lück

In Limlingerode gab es eine  
Kaffeepause.

Entsorgung einfacher
Am 1. Januar 2022 tritt bundesweit das neue Elektro- und 

Elektronikgerätegesetz (ElektroG) des Bundesumweltministe-
riums in Kraft. Es verpflichtet Discounter und Supermärkte, 
alte Elektrogeräte wie Zahnbürsten oder Handys anzunehmen, 
auch wenn sie woanders gekauft wurden. Größere Geräte wer-
den dort zurückgenommen, wo neue gekauft werden. Gleiches 
gilt für Online-Händler.

2021 erhielten mehr als 6.000 Thüringer*innen und Thürin-
ger eine Förderung von bis zu 100 Euro für die Reparatur von 
Altgeräten. Der Reparaturbonus soll auch 2022 wieder ermög-
licht werden. 	           Quelle: Umweltministerium Thüringen
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Landesgeschäftsstelle
Mitteldeutschland

Moritzstraße 2 F, 39124 Mag-
deburg, Tel.: 0391 / 2 53 88 97. 
Fax: -98. Sprechzeiten nach tele-
fonischer Vereinbarung, montags 
bis donnerstags, 9–15 Uhr und 
freitags, 9–13 Uhr.

Sachsen
Sozialberatung

Sprechstunden s. Thüringen.

Kreisverband Dresden-Chem-
nitz-Bautzen

Konkordienstraße 46 (Erd-
geschoss links), 01127 Dres-
den, Tel.: 0351 / 2 13 11 45, 
Fax: 0351 / 2 13 11 46, E-Mail: 
kv.dresden@sovd-sa.de. Sprech-
zeit: dienstags, 14–17 Uhr; tele-
fonisch donnerstags, 14–16 Uhr.

Geschäftsstelle Leipzig
Angerstraße 40–42, Haus E, 

2. OG (rollstuhlgerecht), 04177 
Leipzig-Lindenau. Beratung nur 
nach Terminvereinbarung über 

die Landesgeschäftsstelle, An-
sprechpartner: Michael Fahr.

Geschäftsstelle Görlitz
Beratung nur nach Ter-

minvereinbarung unter Tel.: 
03581 / 87 83 022 Ansprechpart-
ner: Olaf Anders.

Thüringen
Sozialberatung

Magdeburger Allee 138, 99086 
Erfurt, Tel.: 0361 /79 07 90 07, 
Fax: 0361 / 79 07 90 06, E-Mail: 
info@sovd-thue.de. Sprechzeit: 
montags und donnerstags, 10–
15 Uhr. Vorherige Terminverein-
barung ist erforderlich.

Kreisverband 
Thüringen Mitte, West
Ortsverbände Apolda, Erfurt, 
Schmalkalden, Mühlhausen und 
Nordhausen

Ort und Sprechzeiten siehe Re-
gionalbereich Thüringen.

Sachsen-Anhalt
Sozialberatung

siehe Landesgeschäftsstelle, 
nur nach telefonischer Abspra-
che.

Kreisverband Altmark Ost
Werner-Seelenbinder-Straße 

2–4, 39576 Stendal, Tel.: 03931 / 
54 50. Sprechzeit: jeden 1. und 3. 

Donnerstag im Monat, 10–12 
Uhr.

Kreisverband 
Anhalt-Bitterfeld

Lutherhaus, Binnengärtenstra-
ße 16, 06749 Bitterfeld-Wolfen. 

Kreisverband Salzland
Räume der Volkssolidarität, 

Wilhelmstraße 1, 06406 Bern-
burg. Sprechzeit: dienstags, 9–11 
Uhr.

Kreisverband Dessau
Steenische Straße 88 

(Schule), 06842 Dessau, Tel.: 
0340 / 8 82 69 23. Sprechstunde: 
dienstags, 15–16.30 Uhr.

Kreisverband Halberstadt
Räume der AWO (barrierefrei), 

Friedensstraße 27, 38820 Hal-
berstadt, Tel.: 0151 / 57 38 92 71,  
E-Mail: sovd.hbs@gmx.de. 
Sprechzeit: mittwochs, 16–18 
Uhr.

Kreisverband 
Halle (Saale) / Saalkreis

Wilhelm-von-Klewitz-Straße 
11, 06132 Halle, Tel.: 0345 / 
7 74 8246. Sprechzeit: dienstags, 
9–12 Uhr.

Kreisverband Mittelelbe
Lindenstraße 5, 39307 Genthin, 

Sprechstunden in Mitteldeutschland

Aufgrund der Corona-Krise fin-
den alle Angebote nur unter Vor-
behalt statt. Bitte erkundigen Sie 
sich unbedingt vorher unter den 
genannten Telefonnummern, ob, 
wann, wo und wie die Sprech-
stunde stattfindet!

Tel.: 03933 / 80 43 77. Sprechzeit: 
jeden 1 Dienstag im Monat, 9–12 
Uhr.

Kreisverband Klötze
Hagenstraße 2 b, 38486 Klötze, 

Tel.: 03909 / 4 18 14. Sprechzeit: 
dienstags, 8–12 Uhr.

Kreisverbände 
Magdeburg, Sangerhausen 
und Zerbst

Termine bitte über die Landes-
geschäftsstelle erfragen.

Kreisverband Oschersleben
Schöninger Straße 11, 39387 

Oschersleben, Tel.: 03949 / 
9 81 58. Sprechzeit: donnerstags, 
9–11.30 Uhr.

Kreisverband Quedlinburg
Café zum Freimaurer (barriere-

frei), Heiligegeiststraße 10, 06484 
Quedlinburg. Sprechzeit: jeden 1. 
Donnerstag im Monat, 14–16 Uhr.  

Andere Termine und Telefon-
beratung erhalten Sie unter Tel.: 
03946 / 70 61 08 (Vorsitzender) 
und 03946 / 34 86 (Rentenbera-
tung).

Kreisverband Salzwedel
Am Schulwall 1, 29410 

Salzwedel, Tel.: 03901 / 6 58 88. 
Sprechzeiten: dienstags, 9–12 
und 14–16 Uhr.

Kreisverband Schönebeck
Otto-Kohle-Straße 23, 39218 

Schönebeck, Tel.: 03928 / 70 20 20. 
Sprechzeiten: dienstags, 9–12 
und nach Vereinbarung.

Kreisverband Wanzleben
Markt 20, 39164 Wanzleben, 

Tel.: 039209 / 6 03 66. Sprechzei-
ten: dienstags, 9–11.30 Uhr.

Kreisverband Wernigerode
Heltauer Platz 1, 38855 Wer-

nigerode. Sprechzeiten: 2., 3. und 
4. Dienstag im Monat, 16–17.30 
Uhr, und nach Vereinbarung unter 
Tel.: 03943 / 63 26 31 oder E-Mail: 
info@sovd-wernigerode.de.

Ortsverband Blankenburg
Vereinshaus „Alte Schule in der 

Oesig“, Am Lindenberg 1 a, 38889 
Blankenburg (Harz) / Oesig, Tel.: 
03944 / 6 47 33. Sprechzeiten: 
erster Dienstag und erster Mitt-
woch im Monat, 11–13 Uhr, und 
nach Vereinbarung.

Kreisverband
Burgenlandkreis

Selbsthilfekontaktstelle im 
Burgenlandkreis, Am Kalktor 5, 
06712 Zeitz. Terminvereinbarung 
mit dem Kreisvorsitzenden Frank 
Biester, Tel.: 034443 / 59 99 50, 
Fax: 034443 / 59 99 49, E-Mail: 
blk@sovd-mitteldeutschland.de.
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Die Beratungshilfe über-
nimmt die Kosten für die Bera-
tung durch einen Rechtsanwalt 
oder die außergerichtliche 
Interessenvertretung. Die Be-
ratungshilfe kann beim Amts-
gericht am Wohnort bean-tragt 
werden. Dabei müssen die fi-
nanziellen Verhältnisse nach-
gewiesen werden. Weiterhin 
darf keine andere zumutbare 
Möglichkeit der Rechtsbera-
tung zur Verfügung stehen, wie 
beispielsweise die Beratung bei 
Verbraucherzentralen, Mieter-
verbänden, Behörden, Schuld-
nerberatungen oder durch eine 
Rechtsschutzversicherung. Es 
wird geprüft, ob das Einkom-
men unterhalb einer bestimm-
ten Grenze liegt. Beim Einkom-
men werden alle Einkünfte 
betrachtet. Kindergeld zählt für 
denjenigen, der es ausgezahlt 
bekommt. Das Einkommen der 
Ehegatten wird dagegen bei 

der Berechnung des eigenen 
Einkommens nicht berücksich-
tigt. Es muss aber dem Gericht 
mitgeteilt werden, da es für ge-
wisse Freibeträge von Bedeu-
tung ist. 

 Vom Einkommen der oder 
des Antragstellenden werden 
dann unter anderem Kosten 
für Versicherungen, Wohnkos-
ten und Kosten für besondere 
Belastungen abgezogen. Die 
Berechnung kann sehr um-
fangreich und kompliziert sein. 
Diese Leistung kann auch von 
der Rechtsanwältin bzw. dem 
Rechtsanwalt beantragt wer-
den. Dadurch entstehen aber 
Kosten, die bei einer Ablehnung 
zu bezahlen sind. Da die Bera-
tungshilfe beantragt werden 
muss, bevor der Anwalt tätig 
wird, ist es ratsam, den Antrag 
beim Amtsgericht selbst zu stel-
len. Der Beratungshilfeschein 
ist im Original dem Rechtsan-

walt zu überlassen. Es fällt le-
diglich ein „Eigenanteil“ für die 
Anwaltstätigkeit in Höhe von 
maximal 15 Euro an. Die Bera-
tungshilfe kann nicht zurückge-
fordert werden. Mandant*innen 
werden nicht nachträglich zur 
Kasse gebeten.

 Die Prozesskostenhilfe (PKH) 
ist für das Gerichtsverfahren 
bestimmt. Sie kann zum Bei-
spiel mit einer Klageerhebung 
durch den Rechtsanwalt für den 
Mandanten beantragt werden. 
Auch hier wird die finanzielle 
Situation geprüft und ausge-
schlossen, dass das Verfahren 
willkürlich geführt wird. Es ist 
möglich, eine Klage unter der 
Bedingung einzureichen, dass 
der Antrag auf Prozesskosten-
hilfe bewilligt wird. So kann 
ausgeschlossen werden, die 
Kosten für den Prozess selbst 
tragen zu müssen.

 Ist der Antrag auf PKH be-

willigt worden, so werden die  
Rechtsanwalts-, die Gerichts-  
und die anfallende Sach-
verständigenkosten aus der 
Staatskasse getragen. Geht das 
Verfahren verloren, sind die 
Kosten dafür selbst zu tragen, so 
gilt das auch für die Kosten für 
den gegnerischen Anwalt bzw. 
Anwältin. Außerdem kann die 
Prozesskostenhilfe innerhalb 
von vier Jahren zurückgefor-

„Einen Prozess kann ich mir nicht leisten“. Dieser Satz fällt oft, wenn Geringverdienende einen 
Streit haben, der wohl nur noch juristisch zu lösen ist. Stimmt das? Hat nicht jede*r den Anspruch auf 
Rechtsbeistand? Es gibt zwei Möglichkeiten: die Beratungs- und die Prozesskostenhilfe.

Rechtsvertretung auch für Geringverdienende
Das sind die Unterschiede zwischen einer Beratungshilfe und einer Prozesskostenhilfe

Wer wenig Geld hat, soll trotzdem die Chance haben, vor Gericht zu 
gehen. Dafür gibt es unter anderem die Prozesskostenhilfe.
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dert werden. Das bedeutet für 
Verfahrensteilnehmer,*innen 
die diese Leistung erhalten 
haben, dass sie ihre finanzielle 
Situation vier Jahre lang offen-
legen müssen. Da konkret abge-
rechnet wird, können im Zweifel 
bei einem hohen Streitwert er-
hebliche Kosten anfallen. Des-
wegen sollte das Kostenrisiko 
unbedingt im Vorfeld geprüft 
werden. 		                   mh



Liebe Freundinnen und 
Freunde,

im Jahr 2023 findet der Bun-
desverbandstag unseres SoVD 
statt. Satzungsgemäß werden 
deshalb 2022 die Wahlen in 
den Ortsgruppen und in den 
Kreisverbänden stattfinden, ehe 
dann im Frühjahr / Frühsommer 
2023 auch die Landesverbände 
ihre Leitungen neu bestimmen.

Der nächste Bundesverbands-
tag wird sich mit wesentlichen 
Fragen, welche die Verbands-
strategie und auch die Modernisierung der Verbandsstrukturen 
und der Satzung betreffen, befassen. Die Zeiten ändern sich, unsere 
Gesellschaft ist im permanenten Wandel, der soziale Zusammen-
halt in unserem Deutschland ist bedroht. Der SoVD muss Antwor-
ten geben können und seine wichtige Rolle als soziales Gewissen 
der Politik noch umfassender wahrnehmen. Auch deshalb befinden 
wir uns im Verband jetzt in einer nichts aussparenden Strategie-
diskussion. 

Unser aller wichtigstes Gut, die sinnerfüllende, lebenssichernde 
Arbeit, ist bedroht. Arbeitsplätze, an denen man lebenslang für sich 
und seine Familie Einkommen erwirtschaften kann, verschwinden. 
Kurzzeitige Beschäftigungsverhältnisse, besonders im Bereich der 
Hilfstätigkeiten, beginnen zu dominieren. Permanente Existenz-
ängste begleiten die Menschen, führen zur Isolierung, zur Spaltung 
der Gesellschaft in immer kleinere, sich abgrenzende, gleichzeitig 
aber besondere Forderungen erhebende Gruppen und Grüppchen. 
Egoismus und Intoleranz werden zu bestimmenden Faktoren. Die 
Weiterentwicklung der EU wirft Fragen auf, die auch Sozial- und 
Wohlfahrtsverbände beantworten müssen. 

Es gibt viele weitere Bedrohungen unseres solidarischen Mitein-
anders, ja unserer freiheitlich-demokratischen Grundordnung. In 
den letzten beiden Corona-Jahren haben sich Verwerfungen und 
Differenzierungsprozesse, aber auch Erosionen gezeigt, die wir 
alle überwunden glaubten.

Wir müssen beraten, wie sich der SoVD in Mecklenburg-Vorpom-
mern stärker einbringen kann, um die Gesellschaft zu stabilisieren 
und für alle Menschen gute Lebensverhältnisse zu schaffen. Es 
geht darum, für unsere Kinder chancengleiche Bildung, für unsere 
Kranken über kurze Wege erreichbare, hochwertige medizinische 
Betreuung, für unsere Seniorinnen und Senioren bezahlbare Al-
teneinrichtungen und für uns alle ausreichend bezahlbaren Wohn-
raum und moderne Infrastruktur, die den Anforderungen des Um-
weltschutzes entspricht, zu sichern beziehungsweise zu schaffen. 

Wir müssen die Gespräche mit der handelnden Politik auf allen 
Ebenen suchen, unsere Kompetenz für sozialverträgliche Lösun-
gen einbringen und fordern, bei allen politischen Entscheidungen 
die sozialen Auswirkungen zu bedenken.

Der Landesvorstand fordert Sie alle auf, sich aktiv an Gesprä-
chen, Diskussionen und Lösungen der drängenden sozialen Fragen 
in unserem Land zu beteiligen. Wir werden auch noch intensiver 
mit den anderen Sozial- und Wohlfahrtsverbänden in Mecklen-
burg-Vorpommern zusammenarbeiten und gemeinsame Aktivitä-
ten entwickeln. Zur Durchsetzung unserer Forderungen, zur Be-
wahrung unserer Gesellschaft, zur Verhinderung von materieller 
und kultureller Verarmung müssen wir Verbündete suchen.

Unsere Erfahrungen werden wir in Beschlussvorlagen für den 
SoVD-Landesverbandstag und den Bundesverbandstag 2023 zu-
sammenfassen und mit Ihnen diskutieren.

Wir zählen dabei auf Sie, die Frauen und Männer im SoVD in 
Mecklenburg–Vorpommern.

Dr. med. Helmhold Seidlein 
1. Landesvorsitzender

2022 – ein wichtiges Jahr

Editorial

Helmhold Seidlein

Bei Ausbildung gibtʼs länger Geld
Grundsätzlich haben Eltern minderjähriger Kinder, also Kinder unter 18 Jahren, einen Anspruch auf 

Kindergeld – und unter bestimmten Voraussetzungen auch bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres. 
Der Lohnsteuerhilfeverein Vereinigte Lohnsteuerhilfe e. V. (VLH) erklärt, worauf es ankommt.

Für das erste und zweite Kind 
bekommen Eltern seit dem 1. 
Januar 2021 monatlich je 219 
Euro. Für das dritte Kind erhöht 
sich das Kindergeld auf 225 
Euro, für jedes weitere Kind gibt 
es 250 Euro. 

Eltern erhalten bis zum 25. 
Geburtstag ihres Kindes Kin-
dergeld, wenn
•	das Kind für einen Beruf aus-

gebildet wird oder studiert – 
auch bei der zweiten Ausbil-
dung oder dem Zweitstudium,

•	das Kind auf einen Ausbil-
dungs- oder Studienplatz 
warten muss,

•	 das Kind einen Freiwilligen-
dienst wie das freiwillige so-
ziale Jahr oder den Bundes-
freiwilligendienst leistet,

•	 das Kind eine Pause von 
höchstens vier Monaten zwi-
schen zwei Ausbildungsab-
schnitten macht. Die Famili-
enkasse spricht hier von einer 
„Zwangspause“ oder einer 
„Übergangszeit“.
Kindergeld-Anspruch besteht 

auch bei einem Nebenjob des 
Kindes. Ein Beispiel: Das Kind 
ist über 18 Jahre und noch 
nicht 25 Jahre alt, ist im ersten 
Studium und arbeitet nebenbei 
in einem Café, um sich etwas 
dazuzuverdienen. Dann – näm-
lich wenn das Studium die ers-
te Berufsausbildung des Kindes 
ist – haben die Eltern stets An-
spruch auf Kindergeld. Keine 
Rolle spielt dabei, wie viel Geld 
das Kind im Nebenjob verdient.

Absolviert das Kind eine 
zweite Berufsausbildung, darf 
es in der Regel nicht mehr als 
20 Stunden in der Woche arbei-
ten – dann erhalten die Eltern 
weiterhin Kindergeld für das 
Kind. Arbeitet es mehr als 20 
Stunden in der Woche, gilt der 
Nebenjob als Haupttätigkeit, 
wodurch der Anspruch auf Kin-
dergeld entfällt.

Übrigens: Wenn das Kind 
unmittelbar nach dem erfolg-
reichen Bachelorabschluss ein 
passendes Masterstudium auf-
nimmt, gilt das in der Regel 
nicht als zweite Berufsausbil-
dung, sondern bleibt Teil der 

ersten Ausbildung. Die Folge: 
Das Kind kann nebenbei weni-
ge oder viele Stunden arbeiten, 
die Eltern haben weiter An-
spruch auf Kindergeld.

Liegen zwischen dem Ab-
schluss der ersten und dem 
Beginn der zweiten Ausbildung 
des Kindes mehr als vier Mona-
te, dann haben Eltern für diese 
Monate keinen Anspruch auf 
Kindergeld.

Entscheidend dabei sind für 
die Familienkasse zwei Zeit-
punkte: der Abschluss der ers-
ten Ausbildung und der Beginn 
der zweiten. Die erste Ausbil-
dung gilt für die Familienkasse 
als abgeschlossen, wenn das 
Zeugnis schriftlich vorliegt und 
beispielsweise über ein Online-
Portal heruntergeladen werden 
kann – und nicht erst, wenn das 
Kind sein Zeugnis tatsächlich 
abholt.

Die zweite Ausbildung be-
ginnt aus Sicht der Familien-
kasse dann, wenn die Ausbil-
dung tatsächlich startet. Heißt 
für ein Studium: Entscheidend 
ist nicht der Zeitpunkt der Be-
werbung oder Immatrikulation, 
sondern der Besuch von Semi-
naren und Vorlesungen.

Nur wenn diese Zeitspanne 
zwischen Ende der ersten und 
Beginn der zweiten Ausbildung 
kürzer ist als vier Monate, gilt 
sie als „Übergangszeit“ und El-
tern haben Anspruch auf Kin-
dergeld.

Quelle: VLH 

Darauf ist bei Kindergeld für Kinder über 18 Jahre zu achten

Mitte 2020 befanden sich 
noch 191 Menschen in Meck-
lenburg-Vorpommern auf der 
Warteliste für eine Transplan-
tation von Niere, Herz, Lunge, 
Leber oder Bauchspeichel-
drüse. Zum Stichtag im Juli 
2021 waren es 199 Personen, 
die auf eine lebensrettende 
Organspende warteten. Drei 
der potenziellen Organemp-
fängerinnen und -empfänger 
sind Kinder und Jugendliche 
unter 18 Jahren. 

Trotz des leichten Anstiegs 
im vergangenen Jahr ist die 
Anzahl der Menschen, die auf 

ein Organ warten, in den letzten 
Jahren kontinuierlich gesunken. 
Von den 199 Personen in Meck-
lenburg-Vorpommern auf der 
Warteliste benötigen 160 eine 
Spenderniere, 18 Schwerkran-
ke warten auf ein neues Herz, 
16 auf eine neue Leber, fünf auf 
eine Lunge und acht auf eine 
Bauchspeicheldrüse. 

„Mit fast 200 Personen, die 
auf ein Spenderorgan warten, 
ist die Liste natürlich nach wie 
vor sehr lang. Trotzdem erken-
nen wir an den durchschnittlich 
sinkenden Zahlen eine positive 
Tendenz und hoffen, dass zu-

künftig mehr Menschen eine 
lebensrettende Organspende 
empfangen können“, erklärt 
Manon Austenat-Wied, Leite-
rin der TK-Landesvertretung 
Mecklenburg-Vorpommern. 
„Es ist wichtig, dass man sich 
mit dem Thema Organspende 
beschäftigt, eine informierte 
Entscheidung trifft und diese 
dokumentiert, zum Beispiel 
auf einem Organspendeaus-
weis. Dadurch nimmt man 
auch seinen Hinterbliebenen 
diese wichtige Entscheidung 
ab.“                          Quelle: TK 

     Mecklenburg-Vorpommern

199 Organspenden gesucht

Bei einer Ausbildung und einem 
Studium läuft der Kindergeld-
bezug weiter – auch bei Über - 
18-Jährigen. 
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Kreisverband Demmin: Schützenstraße 1 A, Raum 3, Friesen-
halle, 17109 Demmin, Tel.: 03998 / 22 51 24.

Kreisverband Güstrow: Clara-Zetkin-Straße 7, 18273 Güstrow, 
Tel.: 03843 / 68 20 87.

Kreisverband Ludwigslust: Möllner Straße 30, 19230 Hage-
now, Tel.: 03883 / 51 01 75.

Kreisverband Röbel: Predigerstraße 12, 17207 Röbel, Tel.: 
039931 / 12 96 17.

Kreisverband Neubrandenburg: zur Zeit nicht besetzt, An-
sprechpartner: Landesverband, Tel.: 0381 / 76 01 090.

Kreisverband Nordvorpommern: Straße der Solidarität 69, 
18507 Grimmen, Tel.: 038326 / 46 52 31.

Kreisverband Nordwestmecklenburg: Am Kirchplatz 5, 23936 
Grevesmühlen, Tel.: 03881 / 71 33 23.

Kreisverband Parchim: Ludwigsluster Straße29, 19370 Par-
chim, Tel.: 03871 / 44 42 31.

Kreisverband Rostock: Henrik-Ibsen-Straße 20, 18106 Rostock, 
Tel.: 0381 / 7 69 61 30.

Kreisverband Rügen: Störtebeker Straße 30, 18528 Ber-
gen / Rügen, Tel.: 03838 / 20 34 81.

Kreisverband Schwerin: Mehrgenerationenhaus, 5. Stock (hin-
ter der Glastür re., 1. Raum), Dreescher Markt 1, 19061 Schwerin, 
Tel.: 0385 / 20 09 03 48.

Kreisverband Stralsund: Wiesenstraße 9, 18437 Stralsund, Tel.: 
03831 / 22 99 7 26.

Kreisverband Vorpommern-Greifswald: Makarenkostraße 9 b, 
17491 Greifswald, Tel.: 03834 / 84 04 88.

Kreisverband Wismar: Lübsche Straße 75, 23966 Wismar, Tel.: 
03841 / 28 30 33.

Kontakt

Freiwillige für das  
Ehrenamt gesucht

Die ehrenamtlichen Aufgaben im Kreisverband Parchim sind 
sehr vielfältig. Da muss beispielsweise ein Telefonat erledigt, 
eine Kasse geprüft, ein Treffen organisiert, Briefe verschickt, 
ein Sachverhalt recherchiert oder Gespräche mit Kooperati-
onspartnern geführt werden. Wer Lust hat, sich ebenfalls in 
Parchim einzubringen, neue Kontakte knüpfen und dabei seine 
freie Zeit sinnvoll einsetzen möchte, kann sich gerne in der Ge-
schäftsstelle des Landesverbandes Mecklenburg-Vorpommern 
unter Tel.: 0381 / 76 01 09 11 oder per E-Mail an: info@sovd-
mv.de melden, um mehr über das aufregende Leben im Par-
chimer Ehrenamt zu erfahren. Vielleicht sind auch Sie schon 
bald dabei. Wir würden uns freuen!

Nordvorpommern: 1. Februar, Vorpommern / Greifswald: 8. Feb-
ruar, Rügen / Stralsund: 15. Februar, Müritz: 22. Februar. Es berät 
Donald Nimsch.

Neubrandenburg / Demmin: 2. Februar. Es berät Doreen Rauch.
Bitte melden Sie sich für eine Terminvergabe bei den jeweiligen 

Kreisverbänden zu deren Geschäftszeiten! Die Nummern stehen in 
der Rubrik „Kontakt“. 

Die Berater*innen sind auch außerhalb der Beratungszeiten tele-
fonisch erreichbar; in den Kreisverbänden zu deren Öffnungszeiten, 
in der Landesgeschäftsstelle unter Tel.: 0381 / 76 01 09 11 (montags 
bis donnerstags, 8–16 Uhr, und freitags, 8–12 Uhr). 
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Rechtsberatung

Das Vertragsmodell entscheidet
Leben nicht familiär verbundene Personen gemeinsam in einer Wohnung, wo sie sich Bad, Küche 

und vielleicht auch das Wohnzimmer teilen, so liegt eine Wohngemeinschaft vor. Was gibt es miet-
rechtlich zu beachten? Der Deutsche Mieterbund klärt auf.

Soll eine WG gegründet wer-
den, so sollten vor der Ver-
tragsunterzeichnung folgende 
Punkte geklärt werden: Wel-
che WG-Mitglieder schließen 
den Vertrag mit dem oder der 
Vermieter*in? Wie hoch sind 
Kaution, Kaltmiete und Neben-
kosten? Ist eine regelmäßige 
Erhöhung vorgesehen? Ist die 
Mietdauer befristet? Welche 
Kündigungsfristen gelten? 
Dazu können Vereinbarungen 
zur Renovierung kommen so-
wie zur Gartennutzung oder zur 
Tierhaltung.

Für WGs gilt allgemeines 
Mietrecht. Darauf weist der Mie-
terbund hin. Haben Vermieter*in 
und WG-Mitglieder den Miet-
vertrag unterschrieben, ist er 
für beide Seiten verbindlich. Es 
besteht kein Widerrufsrecht. 

 
Wer ist Vertragspartner*in?

1. Alle WG-Mitglieder werden 
Hauptmieter*in und mieten 
die Wohnung zusammen: Dazu 
unterschreiben alle Mitglieder 
den Mietvertrag und alle haben 
gleiche Rechte und Pflichten. 
Die Bewohner*innen sind ge-
meinsam dafür verantwortlich, 
dass die volle Miete pünktlich 
bezahlt wird. Bei Zahlungspro-
blemen kann die Vermieterin 
bzw. der Vermieter theoretisch 
von jedem WG-Mitglied die 
volle Miete fordern, nicht nur 
in Höhe des jeweiligen Anteils. 
Sie oder er kann sich somit 
ausstehende Mieten von dem-
jenigen holen, bei dem es am 
einfachsten ist. 

2. Ein WG-Mitglied ist 
Hauptmieter*in, die anderen 
Untermieter*innen: Ein WG-
Mitglied unterzeichnet den 
Mietvertrag und schließt Un-
termietverträge mit den übri-
gen ab. Dieses Modell ist prak-
tisch, wenn nicht jeder Ein- und 
Auszug vom Vermieter bzw. der 
Vermieterin abgenickt werden 
soll. Ihm oder ihr müssten dann 
jeweils nur die neuen Namen 
mitgeteilt werden. In dieser 
Konstellation sollte im Haupt-
mietvertrag vereinbart werden, 
dass auf der Mieterseite eine 
WG gebildet wird. Ein generel-
les Recht auf eine Untermieter-
laubnis besteht nicht. Der oder 
die Hauptmietende trägt das 
volle Risiko für die Mietzahlung. 

3. Jedes WG-Mitglied hat ei-
nen eigenen Mietvertrag mit 
der oder dem Vermietenden: 
Jedes WG-Mitglied schließt ei-
nen separaten Vertrag ab. Der 
Vorteil dabei: Jede*r ist für die 
eigene Mietzahlung selbst ver-
antwortlich.

Wie wird richtig gekündigt?
Sind alle WG-Mitglieder 

Hauptmietende, so kann der 
Vertrag nur gemeinsam gekün-
digt werden. Es ist aber wahr-
scheinlicher, dass nicht alle, 
sondern nur Einzelne jeweils 
aussteigen. Das geht nur, wenn 
alle anderen Mieter*innen 
und die Vermieterin oder der 
Vermieter zustimmen. Stellt 
diese*r sich quer, bleibt das WG-
Mitglied, das ausziehen möch-
te, weiter Mieter*in und haftet 
auch für die Miete. Ohne eine 
entsprechende Vereinbarung 
kann die oder der Vermietende 
unter Umständen noch Jahre 
nach dem Auszug das ausgezo-
gene WG-Mitglied in Haftung 
nehmen.

 Deswegen sollte im Miet-
vertrag darauf hingewiesen 
werden, dass die Mietenden 
eine Wohngemeinschaft bil-
den. Dann dürfen die Mitglie-
der ausgetauscht werden, ohne 
dass es zu einem neuen Ver-
trag kommen muss. Enthält der 
Mietvertrag den Vertragszweck 
„Vermietung an eine Wohnge-
meinschaft“, so ist die Recht-
sprechung inzwischen durch-
gängig der Auffassung, dass 
sich daraus das Recht der WG 
ergibt, Mitglieder auszuwech-
seln, sofern die Gesamtzahl 
nicht überschritten und ein 
Wechsel nicht von Anfang an 
im Mietvertrag ausgeschlossen 
wird. 

 Kommt eine Vereinbarung 
mit der*dem Vermietenden 
über die „Mieterwechsel“ nicht 
zustande und will ein Mitglied 
ausziehen, so müssen sowohl 
die*der Vermietende als auch 
die übrigen Mitbewohner*innen 
damit einverstanden sein. Sind 
sie es nicht, so muss das Miet-
verhältnis von allen gemein-

sam gekündigt werden. Notfalls 
muss das WG-Mitglied, das aus 
dem Vertrag aussteigen will, die 
anderen auf Abgabe einer Kün-
digungserklärung verklagen. 
Gibt es einen Hauptmietvertrag 
plus Untermietverträge, so gilt: 
Wird der oder dem Hauptmie-
tenden gekündigt, enden nicht 
automatisch die bestehenden 
Untermietverträge. 

Besteht zwischen Haupt- 
mieter*in und Untermieter*in 
ein unbefristeter Untermiet-
vertrag, so kann die oder der 
Hauptmieter*in diesen un-
ter Einhaltung der gesetzli-
chen Kündigungsfrist kündi-
gen, vorausgesetzt, der*die 
Hauptmieter*in kann einen 
Kündigungsgrund vorbringen, 
wie zum Beispiel Eigenbedarf.

Wohnt der oder die 
Hauptmieter*in selbst in der 
Wohnung und vermietet Zim-
mer unter, greift ein Sonderkün-
digungsrecht gegenüber den 
Untermietern. Diese können 
grundlos, unter Einhaltung ei-
ner drei Monate längeren Kün-
digungsfrist gekündigt werden. 
Wohnen Untermieter*innen al-
lein in einem durch den Haupt-
mieter oder die Hauptmieterin 
möblierten Zimmer,  existiert 
gar kein Kündigungsschutz. Das 
Mietverhältnis darf grundlos 
bis zum 15. eines Monats zum 
Monatsende gekündigt werden. 
Haben alle Mitbewohner*innen 
einen eigenen Vertrag mit der 
oder dem Vermietenden, so 
kann die oder der nur kündi-
gen, wenn sie oder er einen be-
rechtigten Grund hat – und die 
gesetzlichen Kündigungsfris-
ten einhält. Die Mieter*innen 
dürfen dann ohne Angabe von 
Gründen grundsätzlich mit ei-
ner dreimonatigen Frist kündi-
gen.                                      mh

Mietzahlung und Kündigung bei Mietverträgen von Wohngemeinschaften

Auch bei Seniorinnen und Senioren wird die Wohngemeinschaft 
als Wohnform immer beliebter.

Foto: Robert Kneschke / Adobe Stock
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Wenn Sie den digitalen Bezug wünschen, tragen Sie sich bitte unter 
Angabe Ihrer Mitgliedsnummer hier ein: www.sovd.de/e-paper

Die Mitgliederzeitung „Soziales im Blick“ wird Ihnen dann künftig 
direkt über Ihr E-Mail-Postfach zugestellt. Unter allen Anmeldungen, 
die bis zum 31.3.2022 bei uns eingehen, verlosen wir fünf handliche 
Tablets zur Lektüre Ihres E-Papers. 

Dies ist ein Gewinnspiel des SoVD-Bundesverbandes. Der Rechtsweg 
ist bei der Teilnahme im Hinblick auf die Ziehung ausgeschlossen. Die 
Gewinner*innen werden informiert. 

Bitte beachten Sie auch die Datenschutzerklärung auf unserer Homepage:
https://www.sovd.de/datenschutz sowie das Impressum auf Seite 19.

Jetzt auf das E-Paper umsteigen 
und Tablet gewinnen!

Unser Beitrag für die Umwelt:
Für jede 100. Anmeldung zum

E-Paper pflanzen wir mit  
der Organisation „Stiftung  

Unternehmen Wald“ in  
Ihrem Namen einen Baum.

Sozialverband Deutschland

Gleich QR-Code  
scannen und  
anmelden!

Seite 15



Warum Fledermäuse kopfüber schlafen, ist nicht genau bekannt. Dank ihrer Krallen halten sie das 
jedoch ohne Kraftaufwand durch – während des Winterschlafes sogar über mehrere Monate hinweg.

Fledermäuse schlafen tagsüber am liebsten in Höhlen oder Bäumen. So richtig munter werden sie 
erst, nachdem die Sonne untergegangen ist. Wenn diese kleine Fledermaus allerdings am hellen Tag 
unterwegs ist, dann kann man dabei natürlich auch ihren Schatten entdecken. Aber welcher der unten 
abgebildeten Umrisse gehört denn nun wirklich zu dem Flattermann?

Die kleine Fledermaus 
Wegda

Leider ist die kleine Fledermaus Wegda reichlich tolpatschig. Mit 
ihren großen Flügeln eckt sie überall an. Und weil sie nicht be-
sonders gut fliegen kann, warnt sie andere vor ihrem stürmischen 
Erscheinen lieber vor. Ihr fröhliches „Weg da!“ ist immer wieder im 
Wald zu hören und trug ihr auch ihren Namen ein. Das Ungewöhn-
lichste an der Fledermaus Wegda aber ist, dass sie am liebsten tags-
über die Welt erkundet.Dabei findet sie neue Freunde, lernt Fahr-
radfahren oder feiert Geburtstag. Und am Ende jeden Tages putzt 

sie sich ihre Eckzähne, zieht ihre 
Kuschelsocken an und schaukelt 
sich in den Schlaf.

Begleitet von beruhigender 
Musik laden die warmherzigen 
Geschichten der kleinen Fle-
dermaus Wegda zum Kuscheln 
und Träumen ein. Mit Wegdas 
Einschlafritual werden Kinder 
ab drei Jahren spielerisch auf 
das eigene Zubettgehen einge-
stimmt.

Nanna Neßhöver: Die kleine Fledermaus Wegda. Der Audio Verlag, 
ungekürzte Lesung mit Thomas Nicolai, 1 CD, 58 Minuten, ab 3 Jahren, 
ISBN: 978-3-7424-2295-8, 10 Euro.

Möchtet ihr eine der CDs gewinnen? Dann löst schnell das Rätsel 
aus „Rolands Rätselecke“! Die Lösung schickt ihr unter dem Betreff 
„Fledermaus“ entweder per E-Mail an: redaktion@sovd.de oder mit 
dem gleichen Stichwort per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer 
Straße 63, 10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. Februar.

Rolands RätseleckeTipp für Kinder

Ein Flattertier und sein Revier

1 2

3 4

65

Foto: arrowsmith2 / Adobe Stock; Grafik: Leh / Adobe Stock; Montage: SoVD

Armuts-Check
www.sovd.de/altersarmut-check

Rentenrechner
www.sovd.de/rentenrechner

Pflegegradrechner
www.sovd.de/pflegegradrechner

Widerspruchstool
www.sovd.de/widerspruchstool

Online-Tools des SoVD
Armuts-Check

Arm im Alter? – Dieser Selbsttest gibt Ihnen Orientierung, 
ob Sie gefährdet sind. 

Der SoVD informiert Sie über Serviceleistungen und hält Sie 
über aktuelle Entwicklungen auf dem Laufenden. Über die fol-
gende Internetadresse gelangen Sie direkt zum Altersarmuts-
Check: www.sovd.de/altersarmut-check.

Rentenrechner
Sie würden gerne wissen, wie viel von Ihrer Rente nach Ab-

zug der Sozialabgaben und der Steuer noch übrig bleibt? 
Genau dafür gibt es den Brutto-Netto-Rentenrechner des 

SoVD, der Ihnen einen ungefähren Überblick bietet, was Sie 
von Ihrer Rente am Ende tatsächlich im Portemonnaie haben. 

Den Rentenrechner finden Sie unter: www.sovd.de/
rentenrechner.

Pflegegradrechner und Widerspruchstool
Neben dem Ratgeber „Das neue Pflegetagebuch“ bietet der 

Verband Ihnen mit dem digitalen „Pflegegradrechner“ eine 
weitere Unterstützung an, um sich auf die Begutachtung Ihrer 
Pflegebedürftigkeit vorzubereiten. 

Der Pflegegradrechner des SoVD führt Sie online durch 
die einzelnen Prüfungsfragen der Pflegebegutachtung und 
berechnet am Ende anhand Ihrer Angaben den Pflegegrad.  
www.sovd.de/pflegegradrechner.

Ihr Pflegegrad wurde abgelehnt und Sie wollen dagegen 
vorgehen, wissen aber nicht, wie? Dann unterstützen wir Sie 
mit dem „Widerspruchstool“ des SoVD. 

Durch die Beantwortung weniger Fragen kommen Sie 
unkompliziert und schnell ans Ziel und können fristwah-
rend Widerspruch erheben. Für eine umfangreiche Begrün-
dung des Widerspruchs vereinbaren Sie gerne einen Ter-
min bei einer SoVD-Rechtsberatungsstelle in Ihrer Nähe!  
www.sovd.de/widerspruchstool.
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Aus dem Rahmen gefallen
Mit gerade einmal 51 Jahren trat Christian Wulff als jüngster Bundespräsident seit Bestehen der 

Bundesrepublik sein Amt an. Als Staatsoberhaupt folgte er auf den kurz zuvor zurückgetretenen Horst 
Köhler. Mit einer Amtszeit von weniger als zwei Jahren stellte er leider einen weiteren „Rekord“ auf. Denn 
nachdem die Staatsanwaltschaft Hannover bekannt gab, gegen ihn wegen möglicher Vorteilsannahme 
zu ermitteln, erklärte auch Christian Wulff am 17. Februar vor zehn Jahren seinen Rücktritt.

Zeitmaschine

Ob aus Humor oder aus Kunstverständnis, das Museum in Aalborg stellte die leeren Bilderrahmen 
des Künstlers Jens Haaning aus. Aufmerksamkeit war dem Werk durch diese Aktion zumindest sicher.

Gibt’s doch gar nicht, oder?

„Nimm das Geld und hau ab“
Eigentlich sollte der dänische Künstler Jens Haaning für das „Kunsten-Museum“ in Aalborg eine 

Collage aus Geldscheinen erstellen. Hierfür stellte ihm das Museum Banknoten im Wert von 70.000 
Euro zur Verfügung. Haaning behielt die Scheine und schickte dem Kunsthaus zwei leere Rahmen. 
Die Werke trugen den Titel: „Take The Money And Run“ („Nimm das Geld und hau ab“).

Foto: Henning Bagger / picture alliance

Buchtipp

Denksport

Jeweils zwei der oben gezeigten Bilder von 1 bis 10 beschreiben 
im Kern die gleiche Sache. Finden Sie die gesuchten Paare und den 
dazugehörigen Begriff?

Die Auflösung finden Sie auf Seite 18 in dieser Ausgabe.

Im Jahr 1936 strömen Menschenmassen auf den Frankfurter 
Opernplatz und erwarten dort den Besuch Hitlers. Mittendrin und 
doch abseits verfolgt die 19-jährige Susanne das Geschehen. Voller 
Unruhe wartet sie auf ein Lebenszeichen von ihrem Verlobten Franz. 
Wie aus dem Nichts taucht Franz 
plötzlich vor ihr auf. Er hat einen 
Denunzianten der Gestapo um-
gebracht und muss nun fliehen. 
Kurz vor Mitternacht muss sich 
Susanne entscheiden: Soll sie 
ihre Heimat verlassen, um mit 
Franz zu gehen?

Irmgard Keun schildert den 
Alltag im nationalsozialisti-
schen Deutschland durch die 
Augen ihrer Erzählerin. Mit ge-
nauer Beobachtungsgabe und 
scharfem Humor beschreibt 
sie über einen kurzen Zeitraum 
hinweg die Erlebnisse, Gesprä-
che und Widersprüchlichkeiten 
verschiedenster Menschen in 
dieser Zeit.

Irmgard Keun: Nach Mitternacht. Claassen, Hardcover mit Schutzum-
schlag, 208 Seiten, ISBN: 978-3-546-10034-2, 22 Euro.

Möchten Sie ein Exemplar des vorgestellten Buches gewinnen? 
Dann schreiben Sie uns unter dem Betreff „Nach Mitternacht“ per 
E-Mail an: redaktion@sovd.de oder aber mit gleichem Stichwort 
per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. 
Einsendeschluss ist der 15. Februar.

Nach Mitternacht

Zwei Bilder, ein Begriff – 
Zwillinge gesucht

Vorgesehen war ursprünglich 
die Überarbeitung eines älteren 
Werkes von Haaning. Auf diesem 
wurde ein Jahresgehalt in Däne-
mark und in Österreich anhand 
von aufgeklebten Geldscheinen 
dargestellt. Aus der Neuauflage 
wurde jedoch nichts. Zwei Tage 

Von wem hatte Christian 
Wulff als niedersächsischer Mi-
nisterpräsident ein Darlehen 
zur Finanzierung seines Privat-
hauses erhalten? Auf jeden Fall 
nicht von dem befreundeten 
Unternehmer Egon Geerkens, 
so Wulffs Aussage im nieder-
sächsischen Landtag. Als später 
herauskam, dass er das Geld zu 
günstigen Konditionen von des-
sen Ehefrau erhalten hatte, trug 
dies nicht gerade zur Glaubwür-
digkeit des Politikers bei.

Im Laufe dieser Kreditaffäre 
kamen immer neue Vorwürfe 
gegen Wulff auf. So sollte er 
etwa in seiner Zeit als Minis-
terpräsident mehrfach umsonst 
Urlaub in Häusern befreundeter 
Unternehmer gemacht sowie 
kostenlose Upgrades bei Flügen 
und Hotelzimmern angenom-
men haben. Christian Wulff stritt 
diese Vorwürfe vehement ab.

Dann aber zog der damalige 
Bundespräsident noch in an-
derer Hinsicht Kritik auf sich. 
So berichtete Anfang 2012 
die Frankfurter Allgemeine 
Sonntagszeitung, dass Wulff 

vor Eröffnung der Ausstellung 
teilte der Künstler dem Museum 
mit, dass er die Werke nicht wie 
vereinbart angefertigt habe.

Später erklärte Jens Haaning 
der Umstand, dass er das Geld 
genommen habe, sei das eigent-
liche Kunstwerk. Wo sich die 

versucht habe, durch einen 
Anruf bei Kai Diekmann, dem 
damaligen Chefredakteur der 
Bildzeitung, eine negative Be-
richterstattung über sich zu 
verhindern. Dieser Versuch, aus 

70.000 Euro befinden, wollte er 
jedoch nicht sagen. Mit seiner 
Aktion verband Haaning nach 
eigener Aussage eine Botschaft. 
Er wolle andere, die genauso 
miserable Arbeitsbedingungen 
hätten wie er, dazu ermutigen, 
das Gleiche zu tun.

dem Amt des Bundespräsi-
denten heraus Einfluss auf die 
Arbeit der Medien zu nehmen, 

wog schwer. Denn für den 
obersten Repräsentanten 

dieses Staates gelten nun 
einmal hohe moralische An-

forderungen. 
Das musste letztlich auch 

Christian Wulff anerkennen. 
Einen Tag nachdem die Staats-
anwaltschaft Hannover wegen 
des Verdachts auf Vorteilsan-
nahme die Aufhebung seiner 
Immunität beantragt hatte, 
trat er vom Amt des Bundes-

präsidenten zurück. Vier Wo-
chen später wählte die Bundes-
versammlung Joachim Gauck zu 
seinem Nachfolger.

Insgesamt ermittelte die 
Staatsanwaltschaft Hannover 
mehr als ein Jahr lang in 21 
Verdachtsfällen gegen Christi-
an Wulff. Nur in einem einzigen 
dieser Fälle erhob sie Anklage – 
und scheiterte. Am 27. Februar 
2014 wurde Christian Wulff von 
dem Vorwurf der Vorteilsan-
nahme und Vorteilsgewährung 
freigesprochen.

Eine Affäre um Bundespräsident 
Christian Wulff, hier mit seiner 
damaligen Ehefrau Bettina, 
führte 2012 zu dessen Rücktritt.

Fotos: Franz Richter / cc3.0; mapoli-
photo / Adobe Stock; Montage: SoVD
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Variante: LEICHT

Variante: MITTEL

Auflösung des 
Vormonats

Auflösung des 
Vormonats

Die beiden  
Diagramme sind 
mit den Zahlen 1 
bis 9 aufzufüllen.

Dabei darf jede 
Zahl in jeder Zeile 
und jeder Spalte 
und in jedem 3x3-
Feld nur einmal 
vorkommen.

181

2 8 4 6 5
1 4 5 8

2 4 9
9 5 3
7 5 8

1 2 7
2 7 6
5 8 2 6

3 9 2 7 4

1 7 3 5
3 8 7

4 6 3
9 8 2 3

1
8 5 3 9

5 8 9
6 8 9
2 3 6 4

3 1 5 9 2 8 7 4 6
9 4 6 1 5 7 2 8 3
8 2 7 6 3 4 9 5 1
2 7 9 3 8 5 1 6 4
5 8 4 7 1 6 3 9 2
6 3 1 2 4 9 8 7 5
4 5 3 8 7 1 6 2 9
7 6 2 5 9 3 4 1 8
1 9 8 4 6 2 5 3 7

4 7 8 1 3 5 2 6 9
9 3 6 2 7 4 1 5 8
2 1 5 6 8 9 3 7 4
3 9 2 7 1 6 4 8 5
8 4 7 5 2 3 9 1 6
5 6 1 9 4 8 7 3 2
1 8 9 4 6 7 5 2 3
7 5 3 8 9 2 6 4 1
6 2 4 3 5 1 8 9 7

Möchten Sie einen unserer Buchpreise gewinnen? Dann notieren 
Sie die eingekreisten Zahlen (von oben nach unten) und schicken 
Sie diese per E-Mail an: sudoku@sovd.de oder per Post an: SoVD, 
Redaktion, „Sudoku“, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. Einsende-
schluss ist der 15. Februar.

Des Rätsels Lösung
Der Schatten 
des Schneemanns
(Ausgabe Januar, Seite 16)
Zu dem skifahrenden Schnee-
mann aus unserem Bilderrätsel 
gehörte der Schatten mit der 
Nummer 7.

Zwei Bilder, ein Begriff – 
Zwillinge gesucht
(Denksport, Seite 17)
Wenn Sie mit Knobelaufgaben 
vertraut sind, haben Sie bestimmt 
nicht lange gebraucht, um unser 
Bilderrätsel zu entschlüsseln. 

Buchtipp

Seine sieben Sachen packen
Redensarten hinterfragt

Glaubt man dem Sprichwort-
Experten Rolf-Bernhard Essig, 
dann bezeichnete die Redens-
art ursprünglich keine konkre-
ten Gegenstände. Eine beson-
dere Bedeutung komme der 
Zahl Sieben laut Essig bereits in 
der Bibel zu. Dort beziffere sie 
die sieben Todsünden oder 
etwa auch die sieben Bitten 
im Vaterunser. Für die Men-
schen im Mittelalter hatte 
die Sieben somit etwas 
Umfassendes, sie stand 
für eine überschauba-
re Anzahl. Packte man 
damals seine „sieben Sachen“, 
dann war damit schlicht alles 
gemeint, was man hatte und 
mitnehmen konnte.

Mit allein sieben Sachen wäre der Koffer längst zu. Doch leider ist 
die Redensart weniger spezifisch, als man meinen könnte.

Foto:  Grafvision / Adobe Stock

Die Redensart ist vor allem als Aufforderung noch heute beliebt: „Jetzt pack deine sieben Sachen!“ 
Damit ist ohne Frage gemeint, dass an alles Nötige gedacht wird. Doch warum sollten das ausgerechnet 
sieben Dinge sein – warum nicht sechs oder acht?

Ein Bommel als Stoßdämpfer
Hätten Sieʼs gewusst?

Im französischen Sprachraum 
kennt man die Bommel unter 
der Bezeichnung „Pompom“. Ein 
solcher Puschel verzierte ge-
gen Ende des 18. Jahrhunderts 
militärische Kopfbedeckungen. 
Das sah nicht nur hübsch aus, 
sondern sollte zudem die Zuge-
hörigkeit zu einem bestimmten 
Truppenteil anzeigen. Mit weni-
gen Ausnahmen verschwanden 
die Pompoms nach und nach 
aus dem soldatischen Alltag. 
Bei den Paradeuniformen der 
französischen Marine allerdings 
kann man sie noch heute be-
wundern – und das hat seinen 
guten Grund.

Wer schon einmal selbst ge-
segelt ist, der weiß, wie eng 
es auf einem Schiff sein kann. 
Vor allem unter Deck besteht 
eigentlich ständig die Gefahr, 
sich irgendwo den Kopf zu sto-

ßen. Und genau vor derartigen 
Verletzungen sollte eine auf der 
Mütze befestigte Bommel früher 
schützen. Diente der Stoffball 

somit also ursprünglich als eine 
Art Stoßdämpfer, erfüllte er mit 
der Zeit und bei ziviler Kleidung 
allein modische Zwecke.

Sieht neckisch aus und hat weniger Nebenwirkungen als Aspirin: 
Frankreichs Marine zeigt sich noch heute mit roter Bommel.

Pudelmützen sind bunt, flauschig, halten die Ohren warm und sind gerade im Winter vor allem 
bei Kindern beliebt. Wer aber hätte gedacht, dass die an der Mütze befestigte Bommel nicht allein 
modischen Ursprungs war? Der Stoffball diente Angehörigen der französischen Marine bereits vor 
mehr als 200 Jahren als Stoßdämpfer und bewahrte sie vor unliebsamen Kopfschmerzen.

Foto: OceanProd / Adobe Stock

Vor dem Gesetz sind 
nicht alle gleich

Vor dem Gesetz sollten eigentlich alle gleich sein. In seinem Buch 
kommt Ronen Steinke jedoch zu einem anderen Ergebnis: Das Recht 
hierzulande begünstige jene, die begütert sind, und benachteilige 
Menschen, die wenig oder nichts haben. Verfahren wegen Wirt-
schaftsdelikten in Millionenhöhe würden eingestellt oder endeten 

mit geringen Strafen. Wer dagegen 
ein Brot stehle oder wiederholt 
schwarzfahre, bekomme die volle 
Härte des Gesetzes zu spüren.

Für seine Reportage besuchte der 
Autor Haftanstalten und sprach mit 
Staatsanwält*innen, Richter*innen, 
Anwält*innen und Verurteilten. Da-
bei förderte er eine systematische 
Ungerechtigkeit zutage und stellt 
dringende Forderungen, was sich 
ändern muss.

Ronen Steinke: Vor dem Gesetz 
sind nicht alle gleich. Berlin Ver-
lag, 272 Seiten, ISBN: 978-3-8270-
1415-3, 20 Euro.

Möchten Sie ein Exemplar des vorgestellten Buches gewinnen? 
Dann schreiben Sie mit dem Betreff „Vor dem Gesetz“ entweder per 
E-Mail an: redaktion@sovd.de oder mit dem gleichen Stichwort per 
Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. Ein-
sendeschluss ist der 15. Februar.

Hier sind die gesuchten Paare 
und ihr gemeinsamer Begriff:
•	1 und 6 (Pony)
•	2 und 9 (Zopf)
•	3 und 5 (Birne)
•	4 und 10 (Spange)
•	7 und 8 (Ring)
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Mit spitzer Feder

Gesänge im Haus Abendrot

Buchtipp

Trotz alledem
Seine Lebensgeschichte ist 

Arbeiterlied und Gesellschafts-
roman zugleich. Kraftvoll und 
berührend wie in seinen Lie-
dern erzählt der Sänger Hannes 
Wader, was ihn und seine Musik 
geprägt hat: die Nachkriegszeit 
auf dem Land, die 1968er-Jahre 
in Berlin, der Deutsche Herbst 
und die Friedensbewegung so-
wie der Kampf für eine gerech-
tere Welt und der Abschied von 
Illusionen. Entstanden ist ein 
Buch voller Achtung für alle, 
die von einer besseren Welt 
träumen und vor allem für sie 
handeln.

Hannes Wader: Trotz alledem. Mein Leben. Penguin, 592 Seiten mit 
zahlreichen Abbildungen, ISBN: 978-3-328-10710-1, 16 Euro.

Möchten Sie ein Exemplar des vorgestellten Buches gewinnen? 
Dann schreiben Sie mit dem Betreff „Trotz alledem“ entweder per 
E-Mail an: redaktion@sovd.de oder mit dem gleichen Stichwort per 
Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. Ein-
sendeschluss ist der 15. Februar.
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Seit zwölf Jahren ist Anneke 
Kim Sarnau in der Krimireihe 
„Polizeiruf 110“ als Analytikerin 
Katrin König zu sehen. Die Ge-
rechtigkeitsfanatikerin macht es 
ihren Kolleg*innen nicht immer 
leicht. Doch Sarnau versteht 
sich darauf, komplexe Charak-
tere überzeugend darzustellen. 
Bereits zweimal wurde sie hier-
für mit dem Adolf-Grimme-Preis 
ausgezeichnet. In dem Fernseh-
film „Bring mich nach Hause“ 
spielte sie zuletzt eine Tochter, 
die für ihre im Wachkoma lie-
gende Mutter schwierige Ent-
scheidungen treffen muss.

Kürzlich verließ Charly Hübner den Rostocker „Polizeiruf 110“. 
Doch seine Kollegin Katrin König, gespielt von Anneke Kim Sarnau, 
ermittelt weiter. Am 25. Februar wird die Schauspielerin 50 Jahre alt.

Anneke Kim Sarnau geht auch 
weiterhin auf Verbrecherjagd.

Foto: APress / Imago

Ermittlungen in Rostock
Anneke Kim Sarnau bleibt dem „Polizeiruf 110“ treu

Neben den gesellschaftlichen Problemen am Ende der Weimarer 
Republik macht dem Protagonisten Fabian vor allem sein eigener 
Pessimismus zu schaffen. Auch eine beginnende Liebe droht daran 
zu scheitern. Als Fabian aufgrund der Weltwirtschaftskrise seine 
Anstellung verliert, wird das Geld zum Leben immer knapper.

Die von Erich Kästner ersonnene Figur spielt Tom Schilling mit 
Hingabe. Im Interview mit dem Portal t-online verriet der Schau-
spieler kürzlich, dass er sich seine Rollen sehr bewusst aussuche. 
Mit seinem Haushaltsbüchlein, so Schilling, gehe er sparsam und 
konservativ um. Er würde lieber anderweitig Geld verdienen, als 
einen Film zu drehen, für den er sich später schämen müsste.

Gang vor die Hunde
Tom Schilling brilliert in Filmdrama nach Erich Kästner

In seinem Roman schilderte Erich Kästner die Geschichte eines 
Moralisten. In der entsprechenden Verfilmung „Fabian oder der 
Gang vor die Hunde“ überzeugt Tom Schilling als tragischer Held. 
Am 10. Februar wird der Schauspieler und Musiker 40 Jahre alt.

Statt Herrschende von eigener Hand zu meucheln, wählte Dieter 
Hallervorden dann doch lieber das politische Kabarett als Waffe.

Er wollte Ulbricht erschießen
Bekannt wurde er zunächst als Spaßmacher „Didi“. Heute leitet er das renommierte Schlosspark 

Theater in Berlin. Während seines Studiums allerdings hegte Dieter Hallervorden ganz andere Pläne. 
Um das DDR-Regime zu zerschlagen, plante er die Ermordung des Kommunisten Walter Ulbricht.  

Dieter Hallervorden floh 1958 
aus Ost-Berlin in den Westen. 
Dort trat er einer Burschenschaft 
bei. Hier teilte man seine kriti-
sche Haltung zu den sozialisti-
schen Machthabern in der DDR, 
kam jedoch zu dem Schluss, dass 
mit Flugblättern wenig auszu-
richten sei. Bei einem Atten-
tat wollte man den Funktionär 
Walter Ulbricht aus der S-Bahn 
heraus erschießen. Hallervorden 
selbst sollte die Waffe besorgen. 
Gerade noch rechtzeitig brach-
te ihn dann aber eine Freundin 
von diesem, wie er später sagte, 
„Dumme-Jungs-Plan“ ab.

Als 23-Jähriger plante Dieter Hallervorden ein Attentat auf den SED-Parteichef

Foto: Raimund Müller / Imago

Gibt es Olympische Winterspiele auch ohne Claudia Pechstein? 
Vorerst muss man sich darüber wohl keine Gedanken machen.

In seiner Rolle als „Fabian“ plagen Tom Schilling Geldsorgen. Im 
wirklichen Leben dagegen lebt der Schauspieler bewusst sparsam.

Ein Leben auf dem glatten Eis
Sie liefert konstant Höchstleistungen ab und holte bereits fünfmal olympisches Gold. Als erste Frau 

hat sie sich jetzt zum achten Mal für die Olympischen Spiele qualifiziert. Zu ihrem 50. Geburtstag am 
22. Februar macht sich Eisschnellläuferin Claudia Pechstein damit selbst das schönste Geschenk.

Ihre ersten Schlittschuhe 
bekam sie kurz nachdem sie 
laufen lernte. Vor 30 Jahren 
dann trat sie das erste Mal bei 
Olympischen Winterspielen an. 
In Peking ist Claudia Pechstein 
ab dem 4. Februar wieder dabei. 
Der Respekt ihrer Konkurrentin-
nen ist der Ausnahmesportlerin 
schon jetzt sicher. Pechstein ver-
spürt nach eigener Aussage aber 
keinen besonderen Leistungs-
druck. Sie will ihre Teilnahme 
vor allem genießen. Und wer 
weiß, vielleicht sind es ja nicht 
die letzten Spiele, bei denen sie 
auf dem Eis steht.

Claudia Pechstein tritt kurz vor ihrem 50. Geburtstag erneut bei Olympia an

Foto: Laci Perenyi / Imago

Foto: APress / Imago

Kurz vor ihrer Übergabe der Amtsgeschäfte ließ Angela Merkel im 
Gespräch Einblicke in ihre Gedanken- und Gefühlswelt zu.

Angela Merkel – Im Lauf der Zeit
Stand sie für Stabilität oder für Stagnation? Wie gelang ihr Aufstieg zur mächtigsten Frau der Welt? 

Die Dokumentation „Angela Merkel – Im Lauf der Zeit“ geht diesen und anderen Fragen nach. Zu sehen 
ist das Porträt am 22. Februar um 20.15 Uhr bei ARTE und am 27. Februar um 21.45 Uhr im Ersten.

Der Dokumentarfilmer Torsten 
Körner begibt sich auf eine Spu-
rensuche, die von Templin bis 
nach Washington reicht. Zu Wort 
kommen dabei unter anderem 
auch der frühere US-Präsident 
Barack Obama und die ehema-
lige britische Premierministerin 
Theresa May. Zwei Tage vor der 
Vereidigung ihres Nachfolgers 
stand zudem Angela Merkel 
selbst für ausführliche Inter-
views zur Verfügung, den letzten 
ihrer Amtszeit. 

Die Dokumentation steht zwei 
Tage vor der Ausstrahlung auch 
in der Mediathek zur Verfügung.

Dokumentarfilm zeichnet persönliches Porträt der ehemaligen Bundeskanzlerin

Foto: Broadview TV / MDR

www.sovd.de
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